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16. Jahrgang 


„Der unveränderliche Kurs“ 


Nach dem Tode des Marſchalls hat die Preſſe des polni⸗ 
ſchen Regierungslagers verſchiedentlich in beſtimmter Form 
zum Ausdruck gebracht, daß der bisherige außenpolitiſche 
Kurs unverändert fortgeſetzt werden wird. Man hat dieſe 
Mitteilung zur Kenntnis genommen und ſich daran erinnert, 
daß ſolche Unveränderlichkeitserklärungen in Fällen wie dem 
vorliegenden das Uebliche ſind und dazu dienen, für Ent⸗ 
ſchleſſe, die gefaßt werden müſſen, Zeit zu gewinnen. Weiter 

arf man auch nicht überſehen, daß man mit der Verſiche⸗ 
rung, daß die Politik des Marſchalls unverändert fortgeführt 
werde, deshalb nicht allzu viel anfangen kann, weil jeder der 
recht verſchiedenartigen Kreiſe, aus denen ſich das polniſche 
Regierungslager zuſammenſetzt, darauf ſchwört, daß ausge— 
rechnet ſeine beſonderen Auffaſſungen denen des Marſchalls 
am beſten entſprechen. 

Aufſchlußreicher iſt in dieſer Hinſicht ſchon das Echo, das 
der „Czas“, das Blatt der zum Regierungslager gehören: 
den Konſervativen, in der übrigen polniſchen Preſſe geweckt 
hat. Der „Czas“ hat ein engeres Zuſammengehen Polens mit 
Deutſchland als ein Gebot der politiſchen Klugheit bezeichnet: 
„Der Zentralpunkt unferer . 
hat es in einem Artikel geheißen, „iſt unſer Ver hält. 
nis zu Deutſchland, weil dieſes unſer wichtigſter und 
ſtärkſter Nachbar iſt. Davon, wie wir das Verhältnis Deutſch⸗ 
lands zu unſeren lebenswichtigen Intereſſen bewerten, 
müſſen wir unſere geſamte Außenpolitik abhängig machen. 
In dieſem Sinne bedeutet der Pakt vom 26. Januar v. J. 
ſicherlich einen Umbruch von geſchichtlicher Bedeutung. Er 
bedeutet, daß Deutſchland das aus der unaufhörlichen 
Dynamik dieſer Nation ſich ergebende Programm nicht gegen 
Polen durchführen will, ſondern im Einvernehmen mit 
dieſem, unter Berückſichtigung der Intereſſen und der Sicher: 
heit Polens. Der Pakt bedeutet, daß Polen der Meinung 
iſt, daß Deutſchland eine Expanſion für die in ihm enthal⸗ 
tenen dynamiſchen Kräfte finden kann, ohne mit den Inter⸗ 
eſſen Polens in Konflikt zu geraten. .. Die Zerreißung 
dieſes Paktes um einiger Belobigungen von Pertinax oder 
Radek, um der heiligen Eintracht mit Koskowſki und 
Stronſki, um einiger Toaſte und Orden willen — das wäre 
ein Verbrechen ſowohl an Polen als auch an Frankreich — 
wie auch am europäiſchen Frieden.“ 

Dieſe Meinung des „Czas“ fand in Polen nirgendswo 
Anklang. Sie ſtieß nicht nur in der oppoſitionellen, ſondern 
auch in der regierungstreuen Preſſe auf eine mehr oder 
weniger ſcharfe Kritik. In den nationaldemokratiſchen, ſozia— 
liſtiſchen und chriſtlich-demokratiſchen Blättern drängten ſich 
die Artikel, die gegen die Redakteure des „Czas“ den Vor⸗ 
wurf „allzu großer Leichtgläubigkeit“ gegenüber den Worten 
des Führers erhoben. Ihren ganzen Geiſt verwandten die 
Schreiber dieſer Blätter darauf, von neuem Mißtrauen gegen 
Deutſchland zu ſäen, Zweifel an der Ehrlichkeit ſeiner Polen— 
politik zu erwecken und in der Rede des Führers Stellen zu 
finden, in die ſich — bei hinreichend ſchlechtem Willen — 
imperialiſtiſche Abſichten auf Koſten Polens hineindeuten 
laſſen. Auf Elfaß-Lothringen habe Deutſchland verzichtet, 
ſchrieb Stronſki z. B.; über die Politik des Dritten 
Reiches in Oft: und Südoſteuropa aber habe Hitler in ſeiner 
Reichstagsrede nichts dergleichen geſagt. Dieſer Unterſchied 
ſei beachtlich. Auch bei den anderen polniſchen Oppoſitions⸗ 


blättern drehte ſich die gegen Deutſchland und den „Czas“ 
erichtete Kritik hauptſächlich darum, daß von deutſcher Seite 
ein ausdrücklicher Verzicht auf die abgetrennten Oſtgebiete 
vorliegt. Daß der Führer mit aller Deutlichkeit den Wunſch 
nach einer längeren als zehnjährigen Dauer 
des deutſch⸗polniſchen Gewaltverzichts⸗ 
paktes ausgedrückt hat, darüber ſahen die Politiker des 
organiſierten Argwohns und der dogmatiſchen Deutſchen— 
feindſchaft hinweg. Im übrigen waren ſich dieſe Kreiſe völli 
einig darin, daß nur ſie, nicht aber die Redakteure des „Czas“ 
dazu berufen ſind, ſich über die politiſchen Notwendigkeiten 
Polens zu äußern. Seine politiſche Unmaßgeblichkeit wurde 
dem konſervativen Blatt am 4. Juni auch vom Preſſechef 
der Berliner polniſchen Botichaft im Rahmen 
eines in der Leſſinghochſchule gehaltenen Vortrags beſtätigt. 
Daß der Redner in ſeinem Vortrage auch Gelegenheit nahm, 
den beiden bekannteſten, gegen eine deutſchfreundliche Politik 
agitierenden Journaliſten des nationaldemokratiſchen 
Lagers, Koskowſki und Stronſki, einige anerkennende Worte 
über ihre „objektive Kritik“ an den Maßnahmen der polni— 
ſchen Regierung zu widmen, ſei als immerhin intereſſantes 
Faktum am Rande erwähnt. 

Seine eigentliche Bedeutung hat der allgemeine Angriff 
auf den „Czas“ aber erſt dadurch erhalten, daß ihm auch das 
offiziöfe Blatt der polniſchen Regierung, die „Gazeta 
Polska“, eine ſcharfe Rüge erteilte. „Unſere ganze ernſte 
Preſſe“, hieß es da u. a., „hat in der letzten Zeit Ruhe, Würde 
und kaltes Blut bewahrt. Mit einer einzigen Ausnahme. Der 
geſetzte und ſalbungsvolle „Czas' iſt plötzlich geſchwätzig ge— 
worden. .. In der Innenpolitik begann er von irgend— 
welchem ‚Terror‘ zu ſchreiben. In der Außenpolitik 
führte er ein Salto mortale aus, das eines 
Wladyſlaw Studnickiwürdig iſt. . . Wir müſſen 
mit Bedauern feſtſtellen, daß die nervöſe Geſchwätzigkeit des 
‚Czas' nach allen Richtungen einen unangenehmen Eindruck 
hervorruft. Um ſo mehr, als das leichtfertige Beſſerwiſſen 
(„beſſerwiſſerſtwo“) auf allen Gebieten in einen Zeitraum 
fällt, in dem jeder vor allem Ruhe und Würde bewahren 
muß.“ Die Aeußerungen des „Czas“, in denen — unter 
Wahrung der franzöſiſchen Intereſſen — einem Zuſammen⸗ 
gehen Polens mit Deutſchland bei der Stabiliſierung Oſt— 
europas in immerhin vorſichtiger Weiſe das Wort geredet 
wurde, iſt alſo vom Organ der polniſchen Regierung als 
ebenſo unreal wie ſeinerzeit das imperialiſtiſche Programm 
des Außenſeiters Studnicki abgelehnt worden. 

Es iſt verſtändlich, daß Polen verſucht, ſich nach keiner 
Seite zu binden und ic) nach allen Seiten hin jeine Hand— 
lungsfreiheit zu wahren. Es iſt daher auch begreiflich, daß 
die „Gazeta Polska“ die Nichtangriffspakte mit Deutſchland 
und der Sowjetunion gleichwertig nebeneinander ſtellt und 
das Bündnis mit Frankreich als eine den beiden Pakten 


übergeordnete politiſche Tatſache wertet. Es iſt jedoch frag⸗ 


lich, ob ſich das Lavieren zwiſchen zwei Staaten, die als 
Träger zweier Weltanſchauungen in einem unüberbrückbaren 
Gegenſatz zu einander ſtehen, auf die Dauer wird Durch» 
führen Aalen Vielleicht iſt man in Polen der Meinung, 
gerade durch dieſes Lavieren als politiſcher Faktor in 


Europa eine Rolle ſpielen zu können. In Deutſchland hat 


man dieſen Eindruck allerdings nicht. Dr. K. 
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Polen und Litauen 


Die Unterſuchung der Frage, unter welchen Bedin gungen 
ſich eine Verſtändigung mit Polen herbeiführen läßt, dürfte 
für die politiſchen Kreiſe Litauens keine allzu angenehme 
Beſchäftigung ſein. Wenn ſie ſich trotzdem mit dieſer Frage 
befaſſen, jo tun fie das nur unter dem Zwang der Verhält- 
niſſe, die ſie mit ihrer verbrecheriſchen Memelpolitik ſelber 
herbeigeführt haben. Im Mittelpunkt der Ueberlegungen, die 
in dieſer Hinſicht von litauiſcher Seite angeſtellt werden, 
ſcheint ein „Löſungsvorſchlag“ zu ſtehen, den vor einiger 
Zeit der Kauener Profeſſor Pakſchtas zur Diskuſſion ge— 
ſtellt hat. Pakſchtas geht von der ſehr willkürlichen Annahme 
aus, daß das heutige Wilnagebiet, das bei 47 000 qkm Fläche 
etwa 2 Millionen Einwohner zählt, „auf Grund objektiver 
anthropologiſcher und ethnographiſcher Studien“ als litaui— 
ſches Gebiet gelten müſſe. Litauens kategoriſche 
Forderung, ſagt er, iſt die Rückgabe Wilnas 
durch Polen. Um den Polen einen ſolchen Entſchluß zu 
erleichtern, macht Pakſchtas den Vorſchlag, das Wilnagebiet 
nicht vorbehaltlos, ſondern als autonomes Gebiet dem 
litauiſchen Staat anzugliedern und dieſem Staat insgeſamt 


eine Kantonalverfaſſung nach ſchweizeriſchem Vorbild zu 


geben. 
Der Staat ſoll danach in die drei 
Memel, Kauen und Wilna zerfallen. Und zwar ſoll 


der Kanton Memel nicht nur das heutige, von Deutſchland 


losgeriſſene Memelgebiet, ſondern außerdem noch eine Reihe 
großlitauiſcher Kreiſe umfaſſen, nämlich Krottingen, Telſchen, 
Raſeinen, Tauroggen, Moſcheiken und Schaulen. Der Kanton 
Kauen ſoll ſich nach dem Vorſchlage Pakſchtas über die 
heutige litauiſch-polniſche Grenze hinweg bis über Braclaw, 
Swenciany und Troki hinaus und bis in die Vorſtädte 
Wilnas erſtrecken. Und der Kanton Wilna ſchließlich ſoll das 
heutige Wilnagebiet einſchließlich der Gebiete von Suwalki, 
Grodno und Lida erhalten. Die Stadt Wilna ſelbſt ſoll als 
Hauptſtadt des Töderativftaates keinem Kanton angehören. 
Nach dieſem Vorſchlag würde der Kanton Memel 25 qkm 
mit 1 Million Einwohnern, der Kanton Kauen 45 000 qkm 
mit 2 Millionen Einwohnern und der Kanton Wilna 33 000 
akm mit 1,35 Millionen Einwohnern umfaſſen. Die Haupt: 
ſtadt Wilna, deren Vorſtädte den angrenzenden Kantonen 
Kauen und Wilna zugeteilt werden ſollen, würde 150 000 
Einwohner zählen. Jeder Kanton ſoll ſeine beſonderen geſetz— 
en Organe erhalten und ſich insbeſondere feine eigene 


prachengeſetzgebung ſchaffen. Den föderativen Behörden 


ſollen nur unterſtehen: Landesverteidigung, Verkehr, Außen— 
politik, Zölle und Außenhandel; uſw. Ueber dieſen Vorſchlag 
wird in Litauen ſeit einiger Zeit diskutiert. Die litauiſche 
Zeitſchrift „Zidinys“ hat ſich an die „Gebildeten des Landes“ 
gewandt, ihre Meinung zu dem Gedanken eines litauiſchen 
Föderatipſtaates zum Beſten zu geben. 

Daß die Anregung des Profeſſors Pakſchtas auf polni— 
ſcher Seite keine beſondere Begeiſterung auszulöſen vermag, 
iſt verſtändlich. Denn deren Durchführung würde von den 
Polen zunächſt einmal ganz erhebliche territoriale Zugeftänd- 
niſſe verlangen, ohne daß ſie dafür die Ausſicht erhielten, in 
dem neuen litauiſchen Föderativſtaate eine maßgebende Rolle 
zu ſpielen. Als brauchbare Diskuſſionsgrundlage für eine 
polniſch-litauiſche Verſtändigung kommt der Vorſchlag von 


Kantone 


Pakſchtas wohl ſchwerlich in Frage, ſolange die Polen der 
Ueberzeugung ſein können, daß ſie es nicht nötig haben, die 
Koſten des auch von ihnen gewünſchten Ausgleichs mit dem 
kleinen Nachbarn zu tragen. Es gibt jedoch, wie es ſcheint, 
auch keinen anderen brauchbaren Löſungsvorſchlag. Alle 
Verſuche, die bisher in dieſer Richtung unternommen worden 
ſind, ſind im Sande verlaufen. Derartige Verſuche hat es in 
den letzten anderthalb Jahren eine ganze Reihe gegeben. Von 
polniſcher Seite haben Oberſt Pryſtor und Prof. Lednicki, 
von litauiſcher Seite Graf Subow mit den maßgebenden 
politiſchen Kreiſen der Gegenſeite Fühlung zu nehmen ver— 
ſucht. Auch iſt in Einzelfällen, wie auf dem Gebiete der 
Preſſe, eine gewiſſe Durchbrechung der ſtrengen gegenſeitigen 
Iſolierung gelungen. Aber eine merkliche Annäherung der 
beiderſeitigen Geſichtspunkte wurde bisher offenbar nicht 
erzielt: Litauen beharrt nach wie vor auf ſeiner Forderung, 
daß Polen das Wilnagebiet herausgeben müſſe; Polen aber 
fordert den Verzicht Litauens auf dieſes Gebiet. Ein Ab— 
weichen von den beiderſeitigen ſtarren Forderungen iſt nur 
inſofern zu verzeichnen, als die litauiſche Seite, wie der Vor⸗ 
ſchlag von Pakſchtas zeigt, dem zurückgegebenen Wilnagebiet 
eine gewiſſe Autonomie zu gewähren bereit iſt, und. als die 
polniſche Seite ſich mit einer befrifteten litauiſchen Verzichts⸗ 
erklärung zufrieden geben würde, für den Fall, daß Kauen 
ſich zur Herſtellung normaler politiſcher und wirtſchaftlicher 
Beziehungen mit Warſchau entſchließt. 

Der litauiſche Geſandte in Berlin, Dr. Schaulys, hat vor 
einiger Zeit dem Berliner Vertreter des Krakauer „Illustro— 
wany Kurier Codzienne“ eine Unterredung gewährt, in deren 
Verlauf er u.a. ſagte: „Ich habe den Eindruck, daß der 
Marſchall das heutige Litauen nicht genügend begriffen hat. 
Er iſt in dem Geiſt der Aufſtände von 1831 und 1863 auf⸗ 
gewachſen und konnte vielleicht nicht begreifen, daß das heu-, 
tige Litauen nicht dasſelbe iſt, wie es damals war. Nach 
meiner Meinung iſt die polniſch⸗litauiſche Verſtändigung jetzt 
unentbehrlicher als jemals, und zwar ſowohl für Polen als 
für Litauen. Wir haben ſehr viel gemeinſame Intereſſen. Die 
Geſchichte liebt es übrigens, Ueberraſchungen zu bringen, und 
wer weiß, ob wir uns nicht vielleicht ganz unerwartet werden. 
die Hände reichen müſſen. . . Zweifellos ſind unſere Mißver— 
ſtändniſſe nicht fo leicht zu beheben, wenn man fie vom Ge⸗ 
ſichtspunkt der Intereſſen des heutigen Tages betrachtet. Ich 
habe aber den Eindruck, daß. das erſte Eis bereits, wenn auch 
noch nicht ganz gebrochen, ſo doch der Schmelze nahe iſt.“ 
Dieſe hier zum Ausdruck kommende Hoffnung auf eine Ver— 
ſtändigung mit Polen beruht offenbar auf der Annahme, daß 
Polen dann, wenn die Memelfrage einmal akut werden ſollte, 
für Litauen und gegen Deutſchland Partei nehmen werde, 
daß über dieſer Frage alſo einmal die deutſch-polniſche An⸗ 
näherung zu Bruch gehen werde. Die Litauer, die dieſes 
hoffen, haben anſcheinend vergeſſen, daß Polen, ſofern es an 
Memel intereſſiert iſt, einen Einfluß dort nur geltend zu 
machen vermag, wenn es Herr über Litauen iſt, daß der pol⸗ 
niſche Beiſtand in der Memelfrage von Litauen alſo ſchließ⸗ 
lich in dieſer oder jener Form mit dem Verluſt ſeiner Selb⸗ 
ſtändigkeit bezahlt werden muß. Auf die polniſche 
Hilfe hoffen, heißt für die Litauer, an der 
Zukunft ihres Staates verzweifeln. 


Das neue Wahlrecht in Polen 


Kurz nach Pfingſten iſt die von Oberſt Slawek zu⸗ 
fammen mit Car und Makowſki ausgearbeitete Wahl⸗ 
ordnung zum Sejm und Senat dem Parlament vorgelegt 
worden. Der Entwurf entſpricht durchaus den Andeutuͤngen 
und Abſichten, die von ſeiten der maßgebenden Regierungs⸗ 
kreiſe ſchon wiederholt geäußert worden waren. Die Durch⸗ 
bringung des neuen Wahlſyſtems iſt für die Regierungs⸗ 
. nichts weniger als eine Exiſtenzfrage. Auf einer 

a gung des 
ftattfand, zeigte es ſich, daß Abneigung und Bedenken gegen 
die neue Wahlordnung nicht nur in den oppofitionellen 
Kreiſen beſtehen. Auch von verſchiedenen Unterführern des 
Nee ee wurde der Entwurf zum Teil ziemlich 
efti 
der agung dann ſchließlich doch einſtimmig angenommen 
wurde, läßt vermuten, daß es den Kritikern weniger 
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werden. 


Regierungsblockes, die kürzlich 


kritiſiert. Die Tatſache aber, daß der Entwurf auf. 


auf eine grundſätzliche Ablehnung als darauf ankam, ihren 
eigenen Futterplatz für die Zukunft zu ſichern, und daß ihnen 
das wohl auch gelungen iſt. Die Senatoren des Regie⸗ 
rungslagers können wohl nahezu alle damit rechnen, daß ſie 
auch unter der neuen Ordnung ihre Würde weiter bekleiden 
Von den Sejmabgeordneten des Regie 
rungsblocks aber werden angeſichts der ſtarken Verminderung 
der Sejmmandate wahrſcheinlich eine ganze Anzahl über die 
Klinge ſpringen müſſen. Doch iſt anzunehmen, daß man ſie 
durch andere, nicht minder wertvolle Poſten entſchädigen wird. 

Die Zahl der Abgeordneten zum Sejm wird von 444 
auf 200 herabgeſetzt. Das aktive Wahlrecht zum Sejm 
hat jeder Bürger ohne Unterſchied des Geſchlechts, der vor 
dem Tage der Anordnung der Wahlen das 24. Lebensjahr 
beendet hat. Das paſſive Wahlrecht dagegen hat 
jeder Bürger, der das aktive Wahlrecht beſitzt und vor dem 


Tage der Anordnung der Wahlen das 30. Lebensjahr 
vollendet hat. In den Wahlbezirken, in denen ſie Dienſt tun, 
ürfen nicht kandidieren die Wojewoden ſowie die ihnen 
unterſtellten Staatsbeamten, die Vizeprokuratoren der all- 
gemeinen Gerichte mit Ausnahme der Prokuratoren des 
Oberſten Gerichts, die Kuratoren der Schulbezirke ſowie die 
ihnen unterſtellten Schulviſitatoren und ⸗Inſpektoren, die 
Direktoren der Finanzkammern ſowie die ihnen unterſtellten 
Beamten, die Offiziere und Soldaten der Staatspolizei. Die 
Wahlzeit, d. h. die Zeit von der Anordnung der Wahlen bis 
zur Abſtimmung, dauert nicht weniger als 54 und nicht mehr 
als 60 Tage. Zur Durchführung der Wahlen werden ein 
Generalwahlkommiſſar ſowie Bezirks- und Kreiswahlkom⸗ 
miſſionen berufen. 


Das Gebiet des Staates wird in über 100 Wahl⸗ 
bezirke eingeteilt. Auf jeden Bezirk ent- 
allen zwei Abgeordneten⸗ Mandate. Die 
Liſte der Abgeordneten⸗Kandidaten wird in jedem Bezirk 
von der Bezirksverſammlung unter dem Vorſitz 
des Bezirkswahlkommiſſars feſtgeſetzt. Die Bezirksverſamm⸗ 
lungen ſollen ſich zuſammenſetzen: 


a) aus Delegierten der territorialen Selbſt⸗ 
verwaltungen, die von den Kreis: und Gemeinderäten 
Kun den Stadtverordnetenverſammlungen gewählt werden 
ollen; 

b) aus Delegierten der wirtſchaftlichen Selbſt⸗ 
verwaltungen und Berufsorganiſationen, 
die von den Induſtrie⸗ und Handelskammern, den Hand: 
werks⸗ und Landwirtſchaftskammern ſowie den Vorſtänden 
derjenigen Arbeiterberufsverbände gewählt werden, die am 
Tage der Anordnung der Wahlen in dem betreffenden Bezirk 
ſchon mindeſtens drei Jahre tätig geweſen ſind; und 


c) in den Stadtbezirken mit mehr als 100 000 Einwoh⸗ 
nern aus den Delegierten der Aer zte-, Anwalts⸗ 
und Notariatskammern ſowie den Delegierten 
der in den betreffenden Bezirken etwa vorhundenen 
Akademien; 


d) aus Delegierten, die von mindeſtens je 500 Wählern 
entſandt werden. 


Von dieſen Perſonengruppen werden alſo die Dele— 
gierten zu den Bezirksverſammlungen gewählt, die ihrerſeits 
das Recht haben, die Kandidaten für die Sejmwahlen zu be⸗ 
ſtimmen. Das Recht zur Anmeldung von Abgeordneten⸗Kan⸗ 
didaten hat jeder Teilnehmer der Bezirksverſammlung. Auf 
Grund der Nennungen der Teilnehmer ſtellt der Vorſitzende 
das Verzeichnis der angemeldeten Kandidaten auf. Werden nur 
vier Kandidaten angemeldet, ſo werden alle Nennungen in 
die Liſte eingetragen, liegen dagegen mehr als vier Nen⸗ 
nungen vor, ſo findet eine Abſtimmung ſtatt, in deren Er⸗ 
gebnis alle diejenigen in die Liſte eingetragen werden, die 
in der Abſtimmung mindeſtens ein Viertel der abgegebenen 
Stimmen erhalten. 

Kein Menſch kann behaupten, daß die Kandidaten, die 
aus dieſem verwickelten Ausſonderungsſyſtem als für den 
Sejm wählbar hervorgehen werden, immer diejenigen ſein 
werden, die die Maſſe der Wähler ſich wünſcht. Niemand wird 
einem glaubhaft machen können, daß etwa die Induſtrie— 
und Handelskammern, die Landwirtſchafts⸗- und Handwerks⸗ 
kammern Gremien ſind, die den politiſchen Willen der 
Bevölkerung repräſentieren. Man wird zugeben, daß das 
ſelbſt bei den territorialen Selbſtverwaltungen, den Ge— 
meinde- und Kreisräten und den Stadtverordnetenverſamm— 
lungen, nur mit ganz erheblichen Einſchränkungen der Fall 
ift, wenn man ſich daran erinnert, auf welche recht ſonderbare 
Weiſe die letzten Gemeindewahlen in Polen 
vielerorts durchgeführt worden ſind. Man denke z. B. an die 
Wojewodſchaft Poleſien, wo das polniſche Volkselement nur 
einen geringen Bruchteil der Bevölkerung bildet, wo bei den 
letzten Gemeindewahlen, dank der „geſchickten Regie“ des 
Wojewoden Koftec-Biernadi, unter 12 000 Gemeinderäten 
aber nicht ein einziger gewählt wurde, der nicht dem polni⸗ 
ſchen Regierungsklub angehört hat. Mit ganz geringen Aus⸗ 
nahmen hat die Regierungspartei bei dieſen Gemeinde: 
wahlen, deren Ergebnis nach dem neuen Wahlſyſtem für die 
Aufftellung der Kandidatenliſte für die künftigen Sejm⸗ 
wahlen eine ausſchlaggebende Rolle zu ſpielen beſtimmt iſt, 
in den ſtädtiſchen und ländlichen Gemeindevertretungen die 
ſichere Mehrheit erhalten: und wo das, wie z. B. in Lodz, 
nicht der Fall iſt, iſt damit zu rechnen, daß die Regierung die 


Anordnung der 


betreffenden Selbſtverwaltungen noch rechtzeitig vor der 
eimmwahlen auflöſen wird. Daß es die 
Regierungspartei in den neun Jahren ihrer Herrſchaft ver- 
ſtanden hat, auch die wirtſchaftlichen und berufsſtändiſchen 
Vertretungen nach ihrem politiſchen Geſchmack zu beſetzen, 
iſt en bekannt. Es ift alfo genügend vor⸗ 
geſorgt, daß von den Wahlverſammlungen 
möglichſt keine Kandidaten aufgeftellt 
werden, die dem Regierungsblock nicht 
genehm ſind. 


Beſonders hingewieſen werden muß noch auf die 
unterdh genannten Delegierten zu den Bezirks⸗ 
verſammlungen. Zunächſt könnte man meinen, daß durch das 
jeder Gruppe von je 500 Wählern zugeſtandene Recht, je 
einen Delegierten in die Verſammlungen zu entſenden, auch 
der Oppoſition noch ein gewiſſer Spielraum eingeräumt 
worden ſei. In Wirklichkeit iſt das aber kaum der Fall. Zu— 
nächſt wird es ſchon nicht immer leicht ſein, 500 Menſchen 
u finden, die es ſich auf ihrem Vorſchlag zur Bezirksver— 
fanimlun gerne notariell beglaubigen laſſen wollen, daß ſie 
es mit der Oppoſition halten. Dann aber kann dieſer eine 
Delegierte der 500⸗Mann⸗Gruppe in der Bezirksverſamm— 
lung gar nichts ausrichten. Denn um auf die Kandidatenliſte 
Kr den Sejm gefeßt zu werden, muß er min deſtens ein 

iertel der Mitglieder der Verſammlung 
für ſich haben. Nimmt man beiſpielsweiſe an, daß in einem 
Wahlbezirk von den territorialen, berufsſtändiſchen und 
ſonſtigen Inſtitutionen nur Delegierte des Regierungsblockes 
in die Verſammlung entſandt worden ſind, dann müſſen 
5 B. die Nationaldemokraten mindeſtens ein Drittel ſo viel 
e mit je 500 notariell beglaubigten Unterſchriften in 
die Verſammlung entſenden, wie dort Regierungsanhänger 
vorhanden ſind, um das notwendige Viertel der Stimmen in 
der Verſammlung zu erhalten, das notwendig iſt, um auf die 
Lifte der Sejmkandidaten geſetzt zu werden. Der „Kurier 
Warszawski“ führt folgendes Beiſpiel an: Bei einer Bezirks— 
verſammlung, die aus 200 Nich t nationaldemokraten be— 
ſteht, müßten noch 67 nationaldemokratiſche Delegierte ent: 
ſandt werden, damit fie ein Viertel der geſamten Verſamm⸗ 
lung (200 + 67 — 267: 4 — rund 67) bilden könnten. Zu 
dieſem Zweck aber müßte man 67 mal 500 -- 33 500 Unter- 
ſchriften ſammeln, deren jede gegen eine Gebühr von zehn 
Groſchen notariell beglaubigt werden muß. Und dann iſt es 
ſchließlich noch fraglich, ob überhaupt einer dieſer Delegierten 
ei den Sejmwahlen auch wirklich gewählt wird. 
Der Senat ſoll ſich aus 96 Senatoren 
uſammenſetzen, von denen ein Drittel 
1 


Das aktive Wahlrecht zum Senat werden 
haben: N 

a) Perſonen, die mit dem Weißen Adlerorden, mit dem 
Orden Virtuti militari, mit dem Unabhängigkeitskreuz oder 
der Unabhängigkeits-Medaille, dem Tapferkeitskreuz, dem 
Orden der Wiedergeburt Polens oder dem Verdienſtkreuz 
ausgezeichnet ſind; 

b) Bürger, die aus der Wahl ein Amt in den terri⸗ 
torialen Selbſtverwaltungen bekleiden, und 
zwar Mitglieder der Wojewodſchafts⸗, Kreis⸗, Gemeinderäte 
und der Stadtverordneten-Verſammlungen, ſowie Mitglieder 
der Stadtvorſtände; 

c) Bürger, die aus der Wahl ein Amt in den Vehörden 
der akademiſchen Schulen bekleiden (Rektoren und 
Mitglieder des Senats dieſer Schulen); 

d) Bürger, die aus der Wahl ein Amt in der beruf: 
lichen Selbſtverwaltung bekleiden (Mitglieder der 
Behörden, der Aerzte-, Anwalts- und Notariatskammer); 

e) Bürger, die aus der Wahl ein Amt in der wirt⸗ 
ſchaftlichen Selbſtverwaltung ſowie in den 
Vorſtänden der von wirtſchaftlichen mit dieſer Selbſtverwal⸗ 
tung verbundenen Vereinigungen bekleiden, und zwar Mit- 
un der Behörden, der Landwirtſchaftskammern, der 

nduſtrie- und der Handelskammern und der Handwerks⸗ 
kammern, die Vorſitzenden der Vorſtände von induſtriellen 
Vereinigungen, Handwerksinnungen, Wirtſchaftsverbänden 


135 


ſowle Organifationen und landwirtſchaftlichen Klubs ſowie 
Vorſtandsmitglieder der organiſatoriſchen Stufen und Ver⸗ 
einigungen; 


f) die . der organiſatoriſchen Grundzellen der 
Arbeiter⸗ Berufsverbände ſowie die Vorſtands⸗ 
mitglieder der höheren organiſatoriſchen Stufen dieſer Ver⸗ 
einigungen; ö 

g) die Vorſitzenden der Vorſtände der organiſatoriſchen 
Grundzellen der Vereinigungen der höheren 
Wohlfahrt ſowie die Vorſtandsmitglieder der höheren 
organiſatoriſchen Stufen dieſer Vereinigungen. 


Das paſſive Wahlrecht zum Senat hat jeder 
Bürger, der das aktive En ejm genießt und vor 
dem Tage der Anordnung der Wahlen das 40. Lebensjahr 
vollendet hat. Jeder Kreis wird in Wahlbezirke zu je 60 
Wahlberechtigten für den Senat eingeteilt. Ein jeder ſolcher 
Bezirk wählt einen Delegierten in das Wojewodſchafts⸗ 
Wahlkollegium, das die Kandidatenliſte aufſtellt, worauf die 
Abſtimmung ſo . wird, daß jeder Delegierte 
das Recht hat, die Stimme abzugeben: in den Woje⸗ 
wodſchaften, die fünf oder ſechs Senatoren wählen, auf vier 
Kandidaten, in den Wojewodſchaften, die vier Senatoren 
wählen, auf drei Kandidaten, in den Wojewodſchaften, die 
drei Senatoren wählen, auf zwei Kandidaten, in den Woje⸗ 
wodſchaften, die zwei Senatoren wählen, auf einen 
Kandidaten. Zu Senatoren gewählt ſind diejenigen, die die 

rößte Stimmenzahl, nicht weniger jedoch als ein Drittel der 

timmen, auf ſich vereinigt haben. Nach den Wahlen zum 
Senat finden auf dieſelbe Art die 9 von zwei ſtellver⸗ 
tretenden Senatoren ſtatt. Von der Geſamtzahl der 64 Sena⸗ 
toren, die auf dieſe Weiſe berufen werden, entfallen: auf die 
Stadt Warſchau ſowie die Wojewodſchaften Kielce und Lem⸗ 
berg je ſechs Senatoren, auf die Wojewodſchaften Warſchau 
und Lodz je fünf Senatoren, auf die Wojewodſchaften Lublin, 
Wolhynien, Krakau und Poſen je vier Senatoren, auf die 
Wojewodſchaften Wilna, Bialyſtok, Tarnopol und Schleſien 
je drei Senatoren, auf die Wojewodſchaften Pommerellen, 
Nowogrodek, Poleſien und Stanislau je zwei Senatoren. 
Nach der Bekanntgabe der Ergebniſſe der Senatswahlen 


werden im Laufe von ſieben Tagen die übrigen 32 Senatoren 
durch den Präſidenten der Republik berufen. 

Der Senat wird alſo, ſoweit er nicht vom Staatspräſi⸗ 
denten ernannt wird, nicht direkt, ſondern von Wahlmännern 
gewählt. Das Wahlrecht zum Senat iſt an den Nachweis 
einer durch Orden ausgedrückten politiſchen Bewährung, 
eines beſtimmten Bildungsgrades und einer gehobenen 
ſozialen Stellung gebunden. Der Gedanke der Elite, 
um den man ſich in Polen lange Zeit hindurch heftig geſtritten 
hat, iſt damit in einer komplizierteren Form, als urſprünglich 
beabſichtigt war, verwirklicht worden. Es gibt an dieſer 
Wahlordnung zum Senat mancherlei, was einen recht merk⸗ 
würdig anmuten muß. Polen ift ein überwiegendes Bauern⸗ 
land. Der Senat aber, der nach der neuen Verfaſſung die 
maßgebende geſetzgebende Körperſchaft des Staates iſt, wird 
aller Vorausſicht nach e inen ausgeſprochenſtädti⸗ 
ſchen Charakter tragen; denn von den Angehörigen 
der Elite, die das aktive Wahlrecht zum Senat beſitzen, gehört 
nur ein geringer Teil der ländlichen oder gar der bäuerlichen 
Bevölferung an. Das induſtriereiche Schleſien und das arm⸗ 
ſelige Bialyſtok ſind ganz gewiß keine Gebiete, die hinſichtlich 
ihrer Bedeutung für das Staatsganze auf eine Stufe geſtellt 
werden können. Im Senat aber werden ſie durch die gleiche 
Zahl von Senatoren vertreten ſein. Ebenſo wird das für 
Polen doch angeblich ſo wichtige Pommerellen nicht mehr 
Vertreter beſitzen als das von Sümpfen erfüllte Poleſien. Es 
ſind das Bewertungsgrundſätze, die man nur ſchwer zu be⸗ 
greifen vermag. 

Völlig unklar iſt es, nach welchen höheren Geſichts⸗ 
punkten als dem der Vernichtung der parlamentariſchen 
Oppoſition dieſes ganze Wahlſyſtem eigentlich fabriziert 
worden iſt, welche Ueberlegungen zum Beiſpiel für die Feſt⸗ 
ſetzung des Stärkeverhältniſſes von ſtädtiſchen und ländlichen 
Wahlverſammlungsdelegierten maßgebend geweſen ſein 
mögen, nach welchen Geſichtspunkten die Bedeutung der ver⸗ 
ſchiedenen Berufe und ſozialen Schichten hinſichtlich ihres 
parlamentariſchen Vertretungsrechtes gegeneinander abge— 
wogen worden iſt, uſw. Es dürfte ungemein ſchwer ſein, hier 
überhaupt irgendwelche höheren Geſichtspunkte feſtzuſtellen. 
Auf die nächſten Sejm⸗ und Senatswahlen kann man 
geſpannt ſein. 


Eine mißglückte Verteidigungsrede 


Der litauiſche Außenminiſter Lozoraitis hat am 

31. Mai im Kauener Offizierskaſino eine Rede gehalten, die 
als Antwort auf die Reichstagsrede des Führers vom 21. Mai 
dieſes Jahres gedacht war. Es iſt Lozoraitis aufgefallen, daß 
die deutſch⸗litauiſchen Beziehungen einiges zu wünſchen übrig 
laſſen. Aber er meint, daß Litauen nicht ſchuld daran ſei. 
Litauen, ſo verſichert er, ſei Mitglied des Völkerbundes und 
halte es für „ſeine Aufgabe und Ehre, alle Pflichten zu er— 
füllen, die ſich aus dieſer Tatſache ergeben“. (Anſcheinend hat 
der litauiſche Außenminiſter vergeſſen, daß es der derzeitige 
Staatspräſident Smetona ſelber war, der ſich ſchon vor 
einer ganzen Reihe von Jahren zu der Feſtſtellung veranlaßt 
ſah, daß es wohl keine Beſtimmung des Memelſtatutes gibt, 
die von Litauen noch nicht verletzt worden ſei.) Weder der 
Völkerbund, meint Lozoraitis dann weiter, noch irgendeine 
andere autoritative internationale Inſtanz habe jemals gegen 
Litauen den Vorwurf erhoben, daß es „die primitivſten Ge⸗ 
ſetze des menſchlichen Zuſammenlebens verletze“. (Auch hier 
muß auf eine bedauerliche Gedächtnisſchwäche des litauiſchen 
Außenminiſters hingewieſen werden: Im Memelſtatut ſind 
einige dieſer primitioften Geſetze des menſchlichen Zuſammen— 
lebens feſtgelegt worden. Will Lozoraitis nun etwa behaup— 
ten, daß die Signatarmächte, die man in dieſem Falle doch 
als internationale autoritative Inſtanz anſprechen muß, noch 
keinen Anlaß gehabt hätten, Litauen wegen mancherlei Ver— 
en des Statutes zur Ordnung zu rufen; erſt in letzter 
Zeit iſt das wieder mehrfach geſchehen. Es wirkt daher etwas 
peinlich, wenn Lozoraitis behauptet, daß Beweiſe für die 
gegen Litauen erhobenen Vorwürfe nicht beigebracht worden 
ſind und nach ſeiner „tiefen Ueberzeugung“ auch gar nicht 
vorhanden ſind.) Dann heißt es weiter: Die Rechte der Deut⸗ 
ſchen im Memelgebiet feien durch die Geſetze und die inter⸗ 
nationalen Verſprechen Litauens, nämlich die Memelkonven⸗ 
tion, garantiert. Litauen erfülle dieſe Konvention ebenſo 
logal wie auch ſeine anderen internationalen Verſprechen, 
und es habe auch nicht die Abſicht, ſie durch einen einſeitigen 
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Akt zu ändern oder aufzuheben. (Dazu iſt zunächſt einmal zu 
bemerken, daß die Memelkonvention kein bloßes „Ver⸗ 
ſprechen“, ſondern eine Verpflichtung Litauens iſt, 
deren Nichterfüllung u. U. einmal die Aberkennung der 
Souveränitätsrechte über das Memelland zur Folge haben 
kann. Und was die Verſicherung des Außenminiſters, daß 
Litauen an keine Aenderung oder Aufhebung der Memel⸗ 
konvention denke, betrifft, ſo iſt das nichts anderes als 
eine unverſchämte Behauptung; denn man erinnere ſich nur 
einmal daran, daß die Beſtimmungen des Statutes ja an 
tiſch nicht mehr in Kraft ſind, daß mehr als einmal im Laufe 
der Jahre von zuſtändiger litauiſcher Seite die Beſeitigung 
des Statuts als das Ziel der Memelpolitik offen anerkannt 
worden iſt, und daß Litauen ausdrücklich das alleinige Recht 
der autoritären Auslegung des Statutes für ſich ſelber bean⸗ 
ſprucht.) Lozoraitis hielt es für richtig, ſeine erſtaunlichen 
Ausführungen über die litauiſche „Vertragstreue“ noch durch 
die zyniſche Bemerkung zu ergänzen, daß „jeder gutwillige 
Deutſche“ im Memelland wiſſe, daß niemand ihn daran 
hindere, die Rechte auszuüben, die das Statut ihm verleiht. 
(Es genügt demgegenüber wohl, darauf hinzuweiſen, daß der 
Landtag, die berufene autonome Vertretung der Memel⸗ 
bevölkerung, ſeit der rechtswidrigen Abſetzung des Direk- 
toriums Schreiber nicht weniger als achtmal daran gehindert 
worden iſt, die ihm notwendig erſcheinenden Beſchlüſſe zu 
faſſen.) Lozoraitis meinte dann noch: „Wir kämpfen nicht 
gegen das Deutſchtum. Wir kämpfen gegen die antiſtaatliche 

rbeit, ganz gleich, von wem ſie betrieben wird.“ (Leider hat 
er nicht hinzugefügt, was auf Grund des berüchtigten Zucht⸗ 


hausgeſetzes alles als „antiſtaatliche Arbeit“ zu verſtehen iſt. 


Wenn nach dieſem Geſetz jedes aktive Bekenntnis zum 
Deutſchtum mit den ſchwerſten Strafen belegt iſt, iſt es 


ſchließlich nichts weiter als ein Spiel mit Worten, wenn 


gelagt wird, nicht die Deutſchen, ſondern die Feinde des 
taates werden bekämpft. Solche Wortſpielerei ift man bei 


den Litauern freilich gewöhnt.) 


Der litauiſche Außenminiſter hielt es im weiteren Ver: 
lauf ſeiner Rede für richtig, ſich über den Druck zu beklagen, 
dem Litauen ſeit Jahren von deutſcher Seite angeblich aus⸗ 

geſetzt iſt. „Wir glaubten“, fo ſagte er, „unfer großer Nach⸗ 
bar würde Rückſicht darauf nehmen, daß doch die Tatſache, 
daß das Memelgebiet früher zu Deutſchland gehörte, von 
ihm eine beſtimmte Vorſicht und Delikateſſe in all, den 
Fragen verlangt, die mit dem Memelgebiet verbunden ſind. 
(Lozoraitis möchte hier anſcheinend die Auffaſſung vertreten, 
daß Deutſchland gerade deshalb, weil ihm das Memelland 
geraubt worden iſt, verpflichtet ſei, ſich beſonders wenig um 
das Schickſal dieſes Landes zu kümmern.) Er beklagt ſich 
dann, daß die litauiſche Ausfuhr nach Deutſchland durch 
deutſche Maßnahmen auf ein Minimum herabgedrückt wor— 
den iſt, daß der geſamte Propagandaapparat Deutſchlands 
„Haß gegen Litauen“ ſäe, daß der kleine Grenzverkehr abge⸗ 
ſtoppt worden ſei, uff. (Dank ſeines abſtellbaren Gedächtniſſes 
hat Lozoraitis hier zu erwähnen vergeſſen, daß die deutſchen 
handelspolitiſchen Maßnahmen durch die terroriſtiſche Politik 
Litauens bewußt provoziert worden ſind, daß es Litauen 
war, das durch die ſtaatliche Förderung der antideutſchen 
Boykottbewegung den Handelsvertrag verletzte, daß es Li⸗ 
tauen war, das mit Schwarzſendern den Rundfunkempfang 
zu ſtören begann, daß die litauiſche Preſſe ſich ſeit Jahren in 
den niederträchtigſten Beſchimpfungen Deutſchlands zu er⸗ 
geben pflegt, daß es aber Deutſchland war, das bis zum letzten 

ugenblick jede Schroffheit Litauen gegenüber vermieden 
hat, in der Hoffnung, daß Vernunft und klarer Blick wieder 


über Größenwahn und chauviniſtiſche Verblendung ſiegen 
würden.) Der Führer hatte in ſeiner Reichstagsrede feſtgeſtellt, 
daß mit Litauen ein Nichtangriffspakt nicht möglich iſt, weil 
Deutſchland nicht mit einem Staate politiſche Verträge ein⸗ 

ehen kann, der die primitivften Gelege des menſchlichen Zu⸗ 
Tansmenlebens mißachtet. Dieſe Feſtſtellung ift durch die 
reichlich geiſtloſe Kaſinorede des litauiſchen Außenminiſters 
nicht im geringſten entkräftet worden. Im Gegenteil hat dieſe 
Rede noch einmal ausdrücklich beſtätigt, daß Litauen auch 
weiterhin nicht daran denkt, die Geſetze des menſchlic n Zu⸗ 
ſammenlebens als für feine Politik maßgebende Normen an» 
zuerkennen. Wenn Lozoraitis wirklich ſo feſt von der angeb⸗ 
lichen litauiſchen Anſtändigkeit überzeugt iſt, wie er in ſeiner 
Rede den Anſchein zu erwecken verſucht hat, und wenn er 
wirklich, wie er verſichert hat, ſo großen Wert darauf legt, die 
angebliche Rechtmäßigkeit der litauiſchen Memelpolitik von 
einer autoritativen internationalen Inſtanz beſtätigt zu 
ſehen, ſo hat er es ja jederzeit in der Hand, die Signatar⸗ 
ſtaaten von ſich aus um eine Nachprüfung der Lage im 
Memelgebiet zu erſuchen. Die Zurückhaltung, die er in dieſem 
Punkt an den Tag legt, ſteht in einem ſonderbaren Gegenſatz 
zu den forſchen Worten, mit denen er in ſeiner Kaſinorede 
das „gute Gewiſſen“ zu markieren beliebte. Es iſt immer nur 
die deutſche Seite geweſen, die eine objektive Unterſuchung 
der Verhältniſſe im Memellande erſtrebt hat, wie es auch 


immer nur die deutſche Seite geweſen iſt, die von 1919 bis 
heute den entſchiedenſten Wert darauf gelegt hat, daß der 


Wille der Memelbevölkerung einwandfrei feſtgeſtellt wird. 


Der Unruheherd Memel 


Gailius ftatt Simonaifis 


Kürzlich trat die Memeler Stadtverordnetenver— 
ſammlung zu einer Sitzung zuſammen. Von den 40 Stadt: 
verordneten waren 32 erſchienen. Es fehlten die ſechs vom 
Kauener Kriegsgericht verurteilten und zwei weitere Mit— 
glieder. Gegen den Widerſpruch der Litauer beſchloß die 
Stadtverordnetenverſammlung die Einſetzung einer Kom— 
miſſion, deren Aufgabe es iſt, die Mißſtände zu prüfen, die 
in der Verwaltung der Stadt ſeit der unrechtmäßigen Ab— 
ſetzung des deutſchen Bürgermeiſters Dr. Brindlinger ein⸗ 
geriſſen ſind. Wie eine ſolche ſachgemäße Prüfung ausfallen 
wird, darüber ſcheinen ſich die Litauer von vornherein im 
klaren zu ſein. Seit der Abſetzung Brindlingers hat der übel⸗ 
berüchtigte Simongitis als kommiſſariſcher Oberbürgermeiſter 
die Geſchäfte der Stadt geleitet; er hat die ihm vom Direk⸗ 
torium übertragenen Machtbefugniſſe dazu benutzt, die Ver⸗ 
waltung der Stadt zu litauiſieren, ſich ſelbſt und ſeinen poli⸗ 
tiſchen Freunden unrechtmäßige Vorteile zu verſchaffen und 
aus einem geordneten Gemeinweſen einen litauiſchen Sau— 
ſtall zu machen. Das Direktorium Bruvelaitis hat aus dem 
-Beichtuß der Stadtverordnetenverſammlung ſeine Folge⸗ 

rungen gezogen. Es hat Simonaitis ſeines Amtes enthoben 
und an ſeine Stelle den Großlitauer Viktor Gailius 
geſetzt. Das Direktorium hat anſcheinend die Abſicht, ſich von 
der Mißwirtſchaft des Mannes, den es ſelber auf den verant— 
wortungsvollen Poſten berufen hat, zu diſtanzieren. Dieſes 
Täuſchungsmanöver iſt zu offenſichtlich, als daß jemand 
darauf hineinfallen könnte. Das Direktorium denkt gar nicht 
daran, die „Arbeit“, die Simonaitis geleiſtet hat, wieder 
ungeſchehen zu machen und für eine Wiederherſtellung der 
rechtmäßigen Zuſtände in der Memeler Stadtverwaltung zu 
ſorgen. Nicht das Syſtem wird geändert, ſondern ein neuer 
Mann mit ſeiner Fortführung beauftragt. Viktor Gailius 
wurde vom Direktorium „bis zur Neuwahl und Beſtätigung 
des Erſten Bürgermeiſters“ mit der kommiſſariſchen Führung 
der Stadtverwaltung betraut. Gailius hat in der litauiſchen 
Memelpolitik ſchon mehrfach eine Rolle geſpielt. Er gehört zu 
den Litauern, die vor dem Kriege auf Koſten des Preußiſchen 
Staates an der i Königsberg ſtudierten, war nach 
dem Kriege Vertreter Litauens in Berlin und Reval und 
wurde im Jahre 1923 (als Nachfolger des unter dem Druck 
der Weſtmächte zurückgetretenen Simonaitis) zum Präſiden⸗ 
ten des Landesdirektoriums ernannt; als ſolcher machte er 
ſeinen Bruder zum Kirchenkommiſſar für das Memelgebiet 
mit dem Auftrag, die kirchlichen Bindungen des Gebietes an 
das preußiſche Mutterland zu zerſtören, ein Verſuch, der 
einen langwierigen und von den Litauern ſchließlich ver⸗ 
lorenen Kirchenkonflikt zur Folge gehabt hat. Gailius bietet 


in keiner Hinſicht die Gewähr dafür, daß die Verhältniſſe in 
der Memeler Stadtverwaltung wieder in geordnete Bahnen 
geleitet werden. 


Eine internationale Aufſichtsinſtanz verlangt 


Ende Mai hat Schulrat Meyer den Vertretern der 
Unterzeichnermächte der Memelkonvention, England, Frank- 
reich, Italien und Japan, in Genf eine neue Beſchwerde über⸗ 
reicht. Darin wird feſtgeſtellt, daß die ar im Memelgebiet 
nach den am 19. April d. J. erhobenen Vorſtellungen der 
Unterzeichnermächte in Kauen ſich keineswegs gebeſſert, ſon⸗ 
dern noch weſentlich verſchlechtert hat. Die Unterzeichner⸗ 
mächte haben die unverzügliche Herſtellung des Vertrauens 
verhältniſſes zwiſchen Direktorium und Landtag verlangt. 
Die Maßnahmen, mit denen die litauiſche Regierung darauf 
geantwortet hat, bedeuten das Gegenteil. Trotz des Ver⸗ 
langens der Unterzeichnermächte nach unverzüglicher Wieder⸗ 
herstellung der normalen Lage iſt Bruvelaitis noch immer 
im Amt, wobei er von der litauiſchen Regierung durch neue 
ſtatutwidrige Maßnahmen geſchützt wird. Das geſchah da= 
durch, daß der Termin für die Neuwahl des Landtages auf 
den 29. September hinausgeſchoben wurde. Dadurch ſoll zu⸗ 
a die ſeit dem 5. Mai 1935 beſtehende Ausſchaltung des 

andtages bis auf weiteres aufrechterhalten werden, ſo daß 
der verfaſſungsmäßige Wille des einheimiſchen Elements der 
Bevölkerung nicht zum Ausdruck kommen kann. Die litauiſche 
Regierung glaubt, durch dieſes Vakuum am beſten die ſchon 
lange angeſtrebte „reine, glatte Annexion“ des Memel⸗ 
gebietes erreichen zu können. 

Angeſichts dieſer Rechtloſigkeit iſt, wie die Beſchwerde 
weiter ausführt, im Memelgebiet keine Gewähr dafür 
gegeben, daß die bevorſtehenden Wahlen 
ſtatutgemäß vor ſich gehen können. Für eine 
nei und unbeeinflußte Wahl ſind zunächſt die ſtatutgemäßen 

orausſetzungen zu ſchaffen, wozu gehört, a der Kriegs: 
zuſtand aufgehoben und die Verſammlungs⸗, Vereinigungs⸗ 
und Preſſefreiheit gewährleiſtet wird, die zu Unrecht erfolg: 
ten Einbürgerungen rückgängig gemacht, die Wahlkreiskom⸗ 
miſſionen paritätiſch zuſammengeſetzt und vor allem verſchie⸗ 
dene Beſtimmungen des litauiſchen Staatsnotgeſetzes aufge⸗ 
hoben werden, nach denen die Verteidigung der autonomen 
Rechte mit hohen Zuchthausſtrafen bedroht iſt. Da bei der 
rechtlich unhaltbaren Lage für die kommenden Wahlen noch 
viel mehr als bei den letzten im Jahre 1932 mit dem ſtärkſten 
litauiſchen Wahlterror zu rechnen iſt, wird von dem Be⸗ 
ſchwerdeführer die Einſetzungeiner inter natio⸗ 
nalen Aufſichtsinſtanz verlangt. Es iſt zu 
hoffen, daß dieſem Verlangen Rechnung getragen wird. 
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Die Beſchwerde ſchließt mit einem Appell an die Unter: 
e ee die bereits verlangte Herſtellung der nor— 
malen Lage möglichſt bald durchzuſetzen, da durch die 
ſtatutenwidrigen adminiſtrativen und geſetzgeberiſchen Maß⸗ 
nahmen der litauiſchen Regierung und durch die Auswirkung 
des ſeit über acht Jahren andauernden Kriegszuſtandes in 
der letzten Zeit im Memelgebiet ein Gefahren⸗ 
herd entſtanden ſei, der zu großen Beſorg⸗ 
niſſen Anlaß gibt. Die Bevölkerung des Memel- 
gebiets könne ſich nicht vorſtellen, daß die Unterzeichnermächte 
auf der einen Seite die Verletzung internationaler Verträge 
verurteilen und auf der anderen Seite die völlige Außer— 
kraftſetzung eines von ihnen unterzeichneten Vertrages, näm⸗ 
lich der Memelkonvention, hinnehmen werden. 


„Lietuvos Zinios“ über lifauifche Unfultur 


Die in Kauen erfcheinende Zeitung „Lietuvos 
Zinios“ brachte eine Nachricht, die in ſehr charakteriſtiſcher 
Weiſe die politiſchen Machenſchaften der litauiſchen Staats⸗ 
behörden im Memelgebiet gegen die bei den Behörden be- 
ſchäftigten Memelländer beleuchtet. In dieſer Meldung heißt 
es: „Um die Neſter der Nazis im Memelgebiet zu zerſtreuen, 
wurden verſchiedene naziſtiſch eingeſtellte Beamte und An⸗ 
geſtellte aus dem ee nach Großlitauen verſetzt. Es 
zeigte ſich aber, daß die Verſetzten in Großlitauen weder 
wohnen noch Dienſt tun wollen. Sie verlaſſen den Dienſt, 
kommen nach Memel zurück und ſuchen andere Beſchäftigung 
oder klopfen an die Tür des Magiſtrats.- Das Verſetzen iſt 
vor noch gar nicht langer Zeit eingeführt worden, und ſchon 
gibt es recht viele Flüchtlinge. Zurückgekommen ſagen ſie: 
„Wir wollen nicht das Brot der Szameiten eſſen. Die 
Memeler witzeln deswegen und meinen, daß heutzutage mehr 
Memelländer aus Litauen flüchten als aus Braſilien.“ 


Die erwähnte litauiſche Zeitung gibt in einem anderen 
Artikel ſelbſt die Gründe an, aus denen es dem memelländi— 
ſchen Beamten und Angeſtellten unmöglich iſt, in Groß— 
litauen zu leben. Das Blatt unterzieht ſelbſt die wirtſchaft— 


lichen und kulturellen Zuſtände in Litauen einer vernichten⸗ 
den Kritik. Deshalb iſt es kein Wunder, daß der größere Teil 
dieſes Artikels von der Zenſur geſtrichen worden iſt. Der 
Artikel beſchäftigt ſich mit den Verhältniſſen im Dſchuken⸗ 
lande, dem ſüdöſtlichſten Teil Litauens, der noch zu den 
beſſergeſtellten Landſtrichen gehört: „Nehmen wir 35 bis 45 
Prozent der Bewohner des Dſchukenlandes“, ſo heißt es in 
dem Artikel, „die durchſchnittlich 5 bis 10 ha Land beſitzen. 
Das Gehöft beſteht aus einer Scheune, dem Stall und 
meiſtenteils aus einer Wohnhütte ohne Schornſtein. Der 
Viehbeſtand iſt ein Pferd, eine Kuh mit geſträubten Haaren 
und zwei Ferkel, in der Hütte ein Kater und 5 bis 7 Hühner, 
dazu der Vater, die Mutter und acht bis zwölf Kinder. Was 
au den 5 bis 10 ha produziert wird, kann ſelbſt die minimal: 
ſten Anfprüche der Familie nicht befriedigen. Schule, Kultur 
und Preſſe ſind dort noch ſehr wenig bekannt. Die Eltern 
können die Kinder nicht mit Büchern, nicht einmal mit dem 
gewöhnlichſten Schreibmaterial verſorgen. Die Kultivierung 
des Landes geht nicht vorwärts, ſondern ſchreitet zurück. Die 
Wohnſtätte iſt eine Hütte von der Größe eines geräumigen 
Zimmers, keine Fenſter, die Luft erfüllt von ſäuerlichem 
Rauch, von der Decke tropft rußiges Waſſer. Auf dem ein— 
zigen, mit Stroh gefüllten Bett ſitzt die kränkliche Mutter von 


zehn Kindern. Auf dem ſchiefen Lehmofen lagern ſich fünf 


zwei⸗ bis fünfjährige Kinder, ſchwarz wie ein Kochtopf. 
Zwiſchen den Hühnern kriecht auf dem unebenen Boden ein 
noch ungetauftes anderthalbjähriges Dſchukenkind herum mit 


einem Bauch wie ein Ortspfarrer. Die Hühner tun ihm nichts. 


Hin und wieder picken ſie eine Fliege von dem halbnackten 
Rücken.“ — Die folgenden Ausführungen ſind zum Teil von 
der Zenſur geſtrichen. Dann heißt es: „Wenn eines der Kin— 
der krank iſt oder ſtirbt, trauern die Eltern nicht; es ſchadet 
ja nichts, wenn der liebe Gott einen oder den anderen aus 
der großen Anzahl zu ſich nimmt. Er ſchenkt erbarmungslos, 
hat alſo auch das Recht, ſie abzuholen.“ 

Wer ſollte ſich da noch wundern, wenn die Memelländer 
keinen Wert darauf legen, mit dieſem elenden Land in 
nähere Berührung zu kommen? 


Oſtland⸗ Chronik 


Steigende deulſche Ausfuhr nach Polen 


Im erſten Viertel dieſes Jahres hat die Geſamtein⸗ 
fuhr Polens 195 Millionen Zloty, in der gleichen Zeit 
des vergangenen Jahres 194 Millionen Zloty betragen. In 
denſelben Zeitabſchnitten hat die 
aus Deutſchland 1934: 21,1 Millionen und 1935: 26,3 
Millionen Zloty betragen. Demnach hat die Zunahme der 
Geſamteinfuhr 1 Million, die Zunahme der Einfuhr aus 
Deutſchland aber 5,2 Millionen Zloty betragen. Der 
deutſche Anteil an der Einfuhr Polens iſt 

zalſo im Steigen. Er hat Januar — März 1934 nur 
10,9 v. H., 1935 bereits 14,4 v. H. betragen. Deutſchland iſt 
damit im erſten Viertel dieſes Jahres unter den an der Ein⸗ 
fuhr Polens beteiligten Staaten wieder an die erſte Stelle 
gerückt. Eine weſentliche Zunahme der polniſchen Einfuhr 
aus Deutſchland läßt ſich vor allem bei Maſchinen, Apparaten 
und Elektrogeräten, bei Metallen und Metallwaren, bei 
Chemikalien, pharmazeutiſchen Artikeln und Farben, bei 
Inſtrumenten, Präziſionsgeräten und einigen anderen hoch— 
wertigen Warengattungen feſtſtellen. Rückgänge der deut- 
ſchen Einfuhr ſind dagegen bei Textilien, Erzeugniſſen 
pflanzlicher Herkunft, bei Vieh und Lederwaren zu ver⸗ 
zeichnen. In den wichtigſten Warengattungen haben die An- 
teile der Einfuhr aus Deutſchland an der polniſchen Geſamt⸗ 
einfuhr in den Monaten Januar März betragen: 


Metalle und Metallwaren 21,5 % 25,0 % 
Maſchinen uſw. 30,0 % 40,0 % 
Chemikalien uſw. 27,0 97 32,0 27 
Mineralien und Produkte 35,0 % 43,0 % 
Papier und Papierwaren 50,0 % 50,0 % 
Inſtrumente uſw. 26,0 % 40,0 % 
Textilien 3,0 % 2,5 97 


Vieh und Viehprodukte 13,0 % 4,5 9% 


Trotz der Zunahme der deutſchen Einfuhr nach Polen iſt 
die Handelsbilanz für Deutſchland immer 
noch paſſiv. Das Paſſivum iſt allerdings erheblich zurück⸗ 
gegangen. Im 1. Vierteljahr 1934 ſtand einer polniſchen 
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polniſche Einfuhr 


weg vera 


Einfuhr aus Deutſchland von 21,1 Millionen Zloty eine mehr 
als doppelt ſo große deutſche Einfuhr aus Polen gegenüber 
(42,5 Millionen Zloty). Im 1. Vierteljahr 1935 hat Polen 
bei einer Ausfuhr nach Deutſchland in Höhe von 36,7 Mil⸗ 
lionen Zloty immer noch einen Ausfuhrüberſchuß von 8,4 
Millionen Zloty erzielt. Es iſt anzunehmen, daß ſich dieſes 
Paſſivum für Deutſchland in Zukunft noch weiter verringert, 
jo daß dann auch im deutſch-polniſchen Warenverkehr dem 
Gebot der deutſchen Deviſenlage Rechnung getragen wird, 
daß Deutſchland nur ſoviel aus den einzelnen Ländern bes 
ziehen kann, als ihm von dieſen Ländern abgenommen wird. 


Polniſches Erdöl 


Seit Jahren befindet ſich die polniſche Naphtan 
in duſtrie in Galizien in ſchwerer Bedrängnis. Von 
1928 bis 1934 ift die Rohölerzeugung ſtändig (von 74 300 
auf 52 960 Ziſternen) geſunken. Die Einnahmen der Indu⸗ 
ſtrie find aber nicht nur infolge der verminderten Produk— 
tion, ſondern noch mehr infolge der äußerſt ungünſtigen 
Preisentwicklung zurückgegangen. Der polniſche Inlands⸗ 
markt beſitzt nur eine geringe Aufnahmefähigkeit für Rohöl 
und Produkte daraus; das Dorf, das als Hauptabnehmer in 
Frage kommt, iſt völlig verarmt. Steigende Abſatzmöglich— 
keiten würden ſich aus der Motoriſierung Polens ergeben; 
dieſe aber iſt bis heute noch ein ungelöſtes Problem. Die 
Naphtainduſtrie iſt unter dieſen Umſtänden gezwungen, ihre 
Erzeugniſſe im Ausland abzuſetzen; etwa 40 v. H. der 


Geſamtproduktion müſſen Abſatz im Aus⸗ 


lande ſuchen. Die beim Export erzielten Preiſe aber 
decken die Selbſtkoſten der Induſtrie nur zu 
etwa 35 v. H. Dem Verſuch, die großen Verluſte des Aus» 
landsgeſchäftes auf die inländiſchen Konſumenten abzu⸗ 
wälzen, werden durch die Eingriffe der polniſchen Regierung 
in die Preis geſtaltung enge Grenzen geſetzt. Die pol⸗ 
niſche Naphtainduſtrie arbeitet ſeit Jahren mit Verluſt, ſie 
lebt von der Subſtanz. Sie arbeitet viel zu teuer. 
Die zn der In duſtrie find faſt durch⸗ 

tet und unmodern. Neuinveftierungen 


kommen feit Jahren ſchon faft gar nicht mehr vor. Das ge⸗ 
ringe, in Polen zur Verfügung ſtehende Kapital ſcheut ſich, 
ſich in einem gänzlich unrentablen Induſtriezweig feſtzulegen. 
Die Ergiebigkeit der Schächte iſt nicht erheblich. Im Vergleich 
zu anderen Erdöl gewinnenden Ländern ſind die Bohrver— 
hältniſſe in Galizien ungünſtig. Die beſten bekannten Vor⸗ 
kommen ſcheinen im weſentlichen erſchöpft zu ſein; für die 
Durchführung neuer Bohrungen ſtehen aber nur geringe 
Mittel zur Verfügung. Eine Erleichterung ihrer Lage erhofft 
955 die polniſche Erdölinduſtrie von einer Hebung des 
nlandsverbrauchs, die aber nicht durch eine Preis⸗ 
ſenkung, ſondern in der Hauptſache nur durch eine Motoriſie⸗ 
rung Polens erreicht werden kann. Da ſich dieſe aber nicht 
von heute auf morgen durchführen läßt, iſt mit einer 
weiteren Schrumpfung der Produktion und mit einer 
weiteren Steigerung der Arbeitsloſigkeit im Erdölgebiet zu 
rechnen. 
Das Berger-Gymnaſium in Poſen 
Auf polniſcher Seite iſt der Plan aufgetaucht, das pol⸗ 
niſche Berger-Gymnaſium in Poſen in „Präſi⸗ 
dent⸗Ignatz⸗Moſcicki⸗Gymnaſium“ umzubenennen. Gegen 
dieſen Plan hat ſich im „Dziennik Poznanski“ vom 1. Juni 
ein Pole gewandt. Obwohl dieſer an ſich grundſätzlich für die 
Entfernung aller Spuren der deutſchen Herrſchaft iſt, hat er 
doch verſchiedene Einwendungen gegen die Umbenennung 
gettend zu machen. Vor allem erinnert er an die Entſtehung 
der Anſtalt. Der deutſch⸗ evangeliſche Poſener Bürger 
Gotthilf Berger, deſſen Vater ein Ahne Hindenburgs 
war, hatte im Jahre 1855 für die Gründung einer Schul⸗ 
anſtalt 50 000 Taler, den größten Teil ſeines Vermögens, 
geſchenkt und ſpäter die Summe auf 65 000 Taler erhöht. 
Vertragliche Beſtimmung war, daß der Unterricht zwei⸗ 
ſprachig (deutſch und polniſch) ſein und kein Unterſchied 
des Volkstums und Bekenntniſſes in der Schule gemacht 
werden ſollte. Die Anſtalt erfreute ſich in der Folgezeit ſtets 
der beſonderen Fürſorge der Familie des Stifters. Das An⸗ 
denken Bergers, der der Stadt auch noch ein Altersheim ge— 
ſchenkt hatte, wurde durch die Benennung einer Straße nach 
ihm und durch die Anbringung ſeines Bildniſſes im Rathaus 
geehrt. Als das Gymnaſium im Jahre 1890 verſtaatlicht 
wurde, wurde der Name Bergers in der Bezeichnung der 
Schule beibehalten. Im „Dziennik Poznanski“ fehreibt der 


erwähnte Pole nun, die moraliſche ſel nichteerlof der Oeffent⸗ 


lichkeit gegenüber dem Schulſtifter ſei nicht erloſchen, und die 
Entfernung ſeines Namens würde eine Kränkung eines 
Mannes ſein, der den Polen gegenüber niemals feindlich 
eingeſtellt war. 


Kühlhäuſer in Polen 

olen führt nach der Anſicht polniſcher Sachverſtändiger 
ei noch Eine Menge leicht verderblicher Nahrungsmittel 
(Obſt, Gemüſe, Fiſche uſw.) aus dem Ausland ein, obwohl 
es imftande wäre, feinen Bedarf an dieſen Waren ſelbſt zu 
decken. Dieſe entbehrliche Einfuhr wird großenteils durch das 
Fehlen ausreichender Einlagerungsein⸗ 
richtungen (Kühlanlagen) verurſacht. In der Tat ſteht 
die Konſervierung verderblicher Nahrungsmittel in Polen 
noch auf einer recht primitiven Stufe. Eier 
werden z. B. in mit Waſſerglas oder Kalk gefüllten Gruben 
aufbewahrt und verlieren dabei im Laufe einiger Zeit die 
Seeaidalt von friſchen Eiern. Obſt und Gemüſe wird in 
Kellern eingelagert. Fiſche werden in kleineren Mengen als 
Gefrierfiſche konſerviert. Eine Einlagerung von Fleiſch für 
längere Zeit iſt in Polen noch unbekannt. Nach einer Er⸗ 
hebung, die das Komitee für Kälteweſen veran⸗ 
ſtaltet hat, beſitzt Polen gegenwärtig elf Kühlanlagen. 
Sie ſind faſt durchweg veraltet und unzweck⸗ 
mäßig. Eine moderne polniſche Kühlanſtalt wurde 1930 in 
Gdingen u ſie iſt eine der größten Europas. Doch 
beſitzt ſie für die Konſervierung von Lebensmitteln und leicht 
verderblichen Exportwaren nur geringe Bedeutung, da die 
polniſchen Erzeugniſſe, die nach Gdingen kommen, um von 
dort exportiert zu werden, zuvor längere Strecken in der 
Eiſenbahn zurückzulegen haben und ſchon bei ihrer 
Ankunft im Hafen häufig nicht mehr ganz 
einwandfrei ſind. Leicht verderbliche Waren können, 
ohne an Qualität zu verlieren, nur dann längere Transporte 
vertragen, wenn die Transporte von Kühlanlage zu Kühl⸗ 
anlage ohne vorübergehende Einwirkung von wärmeren 
Temperaturen erfolgen. Man iſt in Polen auch inzwiſchen 


Staatsangehörige veranlaßt hatte. 
Gaunern befand fi auch Großſchieber Bar mat. 


dahinter gekommen, daß die Kühlanlage in Gdingen, auf die 
man recht ſtolz iſt, eigentlich keinen rechten Sinn hat, ſolange 
nicht ein Netz von gleichwertigen, über das ganze Land ver— 
teilten Anlagen und entſprechend eingerichtete Transport- 
mittel vorhanden ſind. Nach den Angaben der Verkehrsmini— 
ſteriums verfügte Polen im Jahre 1931 nur über 559 
Kühlwagen. Der Kältetransport läßt alſo noch viel zu 
wünſchen übrig. Die vorhandenen Kühlanſtalten ſind, wie 
geſagt, außer der in Gdingen, veraltet. Dasſelbe gilt für die 
ſogenannten Kühlinſtallationen, von denen Polen 
Anfang d. J. 451 aufweiſen konnte. Sie ſind über das 
Staatsgebiet ſehr ungleichmäßig verteilt. Poſen und Pom⸗ 
merellen beſitzen 138, die Wojewodſchaft Krakau 60, Stadt 
und Wojewodſchaft Warſchau 88. Die Unzulänglichkeit des 


polniſchen Kälteweſens geht aus einem Vergleich mit anderen 


Ländern hervor. Deutſchland verfügt, abgeſehen von den 
zahlreichen kleineren Kühlvorrichtungen in Brauereien, Mol⸗ 
kereien, Metzgereien uſw., über 30 große Kühlanlagen, Eng⸗ 
land über 80, die Vereinigten Staaten etwa über 1000. Dem⸗ 
gegenüber ſteht die eine polniſche Anlage in Gdingen. Das 
erwähnte Komitee für Kälteweſen beabſichtigt nun, wie die 
polniſche Fachpreſſe mitteilte, den Bau bzw. den Umbau von 
Kühlanſtalten in Warſchau, Lodz, Kowel, Lem⸗ 


berg und Wilna. Wenn dieſe Bauten wirklich durch⸗ 
Aae werden und durch einen entſprechenden Ausbau des 


ältetransportes ergänzt würden, würde das eine nicht 
unbeträchtliche Verbeſſerung der Exportbedingungen für 


polniſche Nahrungsmittel bedeuten. 


Leon Pluczinſki 1 

In Swazdim bei Poſen iſt kürzlich der polniſche Groß⸗ 
grundbeſitzer Leon Pluczinſki im Alter von 60 Jahren 
geſtorben. Pluczinſki hat im wirtſchaftlichen und politiſchen 
Leben des Poſener Polentums eine große Rolle geſpielt. Er 
war nach dem Umſturz Unterſtaatsſekretär im Miniſterium 
für die preußiſchen Teilgebiete, ſpäter, von 1921—1924, diplo⸗ 
matiſcher Vertreter Polens in Danzig, Abgeordneter und 
Vizemarſchall des Sejm. 


Selbſtmord eines polniſchen Konſuls 


Der wegen Amtsunterſchlagung zu vier Jahren Kerker 
verurteilte ehemalige polniſche Konſul in Antwerpen und 
Luxemburg, Dobrowolſki, hat Selbſtmord verübt, als 
er ſich wegen unrechtmäßiger Ausgabe von Päſſen an nicht⸗ 
polniſche Staatsangehörige und wegen Aneignung der Paß⸗ 
gebühren erneut vor Gericht verantworten ſollte. Bei der 
Unterſuchung ſtellte es ſich heraus, daß der Konſul einer 
jüdiſchen Schwindler- und Erpreſſerbande in die Hände ge— 
fallen war, die ihm zuerſt ein Darlehen von 60 000 Franken 
aufgedrängt hatte und, als er das Geld dann nicht zurück⸗ 
zahlen konnte, ihn unter ſtändigen Drohungen zur unrecht⸗ 
mäßigen Ausgabe von polniſchen Päſſen an nichtpolniſche 
Unter den jüdiſchen 


„Beifall auf Kommando“ ö 
Im Mai wurde die polniſche Oper „Halka“ 


am Hamburger Staatstheater mit Erfolg aufgeführt. Der 


„Warszawski Dzien nik Narodowy“, der würdige 
Nachfolger der kürzlich unrühmlich zugrunde gegangenen 
„Gazeta Warszawska“, konnte ſich nicht enthalten, hierzu 
einige hämiſche Randbemerkungen zu machen. Das Blatt 
meinte im Anſchluß an die Wiedergabe einiger anerkennen— 
der Urteile der Hamburger Preſſe uͤber die „Halka“-Auffüh⸗ 
rung, die plötzliche Ni des deutſchen Publikums für 
polniſche Muſik ſcheine auf Kommando gemacht zu 
ſein; man müſſe die Diſziplin der Deutſchen bewundern, die 
ſich ſelbſt in der Begeiſterung zeige. Das nationaldemokra⸗ 
tiſche Organ ſcheint demnach eine recht geringe Meinung von 
der polniſchen Nationaloper zu haben; andernfalls könnte ſie 
kaum die Vermutung ausſprechen, daß der Beifall aus einem 
unwilligen Publikum befehlsmäßig herausgeholt werden muß. 
Der Fall Loſinſki 
Die von der polniſchen Preſſe kurz nach dem Tode des 
Marſchalls verbreitete Nachricht, daß der Biſchof Lo⸗ 
ſinſki, der ſich geweigert hatte, einen Trauergottesdienſt 
Dir Pilſudſki abzuhalten, vom Papſt nach Rom berufen wor⸗ 
en ſei, traf nicht zu. Wie die polniſche Regierungspreſſe 
ſpäter berichtete, hält ſich Loſinſki nach wie vor in Polen auf. 
Verſchiedentlich iſt es gegen ihn zu Demonſtrationen 
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gekommen; fo wurde in Kielce eine Strohpuppe, die den 
Biſchof darſtellen ſollte, öffentlich verbrannt. Die klerikale 
Preſſe zeigte ſich ſehr erboſt darüber, daß die Regierungs- 
blätter die Meldungen über dieſe Demonſtrationen in großer 
Aufmachung brachten und keinen Grund ſahen, die Angriffe 
gegen den geiſtlichen Würdenträger zu verurteilen. Gleich⸗ 
ſam als Antwort auf dieſes Verhalten der Regierungspreſſe 
brachten die klerikalen Blätter — gleichfalls in großer Auf: 
machung — die Nachricht, daß Biſchof Loſinſki eben jetzt an⸗ 
läßlich ſeines bevorſtehenden Amtsjubiläums den päpſt⸗ 
lichen Segen erhalten habe. Dieſes Preſſeſpiel iſt 
für die innerpolitiſchen Verhältniſſe Polens bezeichnend. Die 
katholiſche Kirche hält es nicht für nötig, einen ihrer Würden⸗ 
träger, der — offenſichtlich aus politiſchen Gründen — gegen 
das allgemeine Volksempfinden aufs gröbſte verſtoßen hat, 
zurückzuziehen. 


£ifauifher Generalkonſul zu Zuchthaus verurteilt 


Das Kauener Bezirksgericht verurteilte den früheren 
litauiſchen Generalkonſul in Johannesburg (Südafrika) 
wegen Unterſchlagung gu drei Jahren Zuchthaus. Rackauskas 
hatte ſich u. a. 60 000 Lit aus dem Nachlaß eines in Afrika 
verſtorbenen litauiſchen Staatsangehörigen angeeignet, an— 
‚Statt das Geld an die in Litauen lebenden Erben zu über⸗ 
weiſen. In einem anderen Falle hat er 20 000 Lit Staats⸗ 
gelder und in einem dritten Falle 59 000 Lit ihm anvertraute 
Privatgelder unterſchlagen. Rackauskas, der ſich früher auch 
als Schriftſteller hervorgetan hat, wurde im Gerichtsſaal 
verhaftet. 


Viel Lärm um nichts 


Ab und zu erſcheinen von dem polniſchen Raſſenforſcher 
Prof. Stojanowſki in der nationaldemokratiſchen Preſſe 
merkwürdig aufgeregte Artikel, die den ſogenannten deutſchen 
Raſſenkampf gegen das Slawentum zum Gegenſtand haben. 
Kürzlich war es ein Buch von Merkenſchlager und 
Saller, das — im Dezember v. J. erſchienen — das Miß⸗ 
trauen Stojanowſkis erregte. Aus dieſem Buch, das ſich im 
Untertitel ſehr anſpruchsvoll als „eine deutſche Biologie, von 
Oſten geſehen“ bezeichnet, habe er, ſchreibt der polniſche Pro⸗ 
feſſor, die Meinung gewonnen, „daß Deutſchland die Abſicht 
habe, Polen und die Tſchechoſlowakei zu unterjochen“. Mer⸗ 
kenſchlager und Saller ſprächen im Gegenſatz zu den An— 
hängern der Nordiſchen Bewegung von einer „Deutſchen 
Raſſe“. Ihr Buch enthalte gewiſſermaßen das Programm 
ihrer gegen die Nordiſche Bewegung gerichteten „Deutſchen 
Raſſenbewegung“. Die Haupttendenz des Buches ſei, die Rolle 
des ſlawiſchen Elementes im Leben des deutſchen Oſtens zu 
betonen. Darin erblickt Stojanowſki eine Gefahr. Es iſt ziem⸗ 
lich unverſtändlich, wie ein Mann wie Stojanowſki, der ſich 
als Raſſenforſcher bezeichnet, auf die verworrenen und ans 
Lächerliche grenzenden Behauptungen von Merkenſchlager 
und Saller hereinfallen kann. Er ſcheint den Artikel über 
dieſes Buch in der Tat nur deshalb geſchrieben zu haben, 
weil er wieder einmal eine Gelegenheit ſuchte, über die 
„deutſche Gefahr“ zu philoſophieren. Man könnte von einem 

Profeſſor etwas mehr Sorgfalt bei der Abgabe politifcher 
Urteile um Sollte es Stojanowſki wirklich unbekannt 
ſein, daß das Buch, das er zu Angriffen gegen Deutſchland 
benutzt, ganz kurz nach Erſcheinen verboten worden iſt, 
daß dem Privatdozenten Dr. Saller im Anſchluß daran 
die Lehrbefähigung an den deutſchen Univerſitäten entzogen 
worden iſt, und daß der „Völkiſche Beobachter“ ſich 
mit dieſem Fall ſeinerzeit mehrmals in durchaus eindeutiger 
Weiſe befaßt hat? 


Ehrungen des Marſchalls Pilſudſki 


Am 6. Juni wurde im Königlichen Schloß in Warſchau 
das Hauptkomitee zur Ehrung des Anden⸗ 
kens des Marſchalls Joſef Pilſudſki gegründet. 
Zu dieſer Gründungsſitzung hatte der Staatspräſident etwa 
130 Perſonen geladen, darunter den Miniſterpräſidenten 


„ Slawek mit der geſamten Regierung, die ehemaligen, 


Miniſterpräſidenten Bartel, Pryſtor, Jendrzeje⸗ 
wicz und Kozlowſki, den Generalinſpektor der Armee 
Rydz⸗Smigly, ferner die höchſten richterlichen Beam⸗ 
ten, die Wojewoden, Armeeinſpektoren, Kirchenführer, die 
Rektoren der höheren Lehranſtalten, die Vorſitzenden der 
wiſſenſchaftlichen Vereine Warſchaus, Krakaus, Poſens, 
Lembergs, Wilnas und Lublins, die Stadtpräſidenten von 
Warſchau, Krakau, Lemberg, Poſen, Kattowitz und Grau⸗ 
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vielleicht zum Wojewodenpoſten — gedacht iſt. 


denz, als einzigen Vertreter der deutſchen 
Polens den Senator Hasbach, u. a. m. Der 


Staatspräſident berief ein Präſidium, einen Vollzugsaus⸗ 


ſchuß und eine Reviſionskammer des Hauptkomitees. Die 
Teilnehmer der Sitzung unterſchrieben zum Schluß eine Ur⸗ 
kunde folgenden Wortlauts: „Geſchehen auf dem Königlichen 
Schloß in Warſchau am 6. Juni 1935. Wir Zeitgenoſſen Joſef 
Pilſudſkis, Zeugen feiner großen Taten, und feine Unter: 
gebenen, Soldaten und Schüler, denen es vergönnt war, in 
ſeiner Epoche zu leben und zu arbeiten, beſchließen in der 


Ueberzeugung, daß die ganze Nation ſich mit unſerem Werke 


vereint, Denkmäler zu ſchaffen, die geeignet 
find, das Andenken des verftorbenen Füh⸗ 
rers zu ehren. Zu dieſem Zweck ſchließen wir vom 
Staatspräſidenten Berufenen uns unter ſeinem Vorſitz zum 
Hauptkomitee zur Ehrung des Andenkens des Marſchalls 
Pilſudſki zuſammen.“ 
Die ſchleſiſchen Kirchengrenzen 

Die ſchleſiſch⸗tſchechiſchen Bistumsgrenzen entſprechen 
bisher nicht den ſtaatlichen Grenzen. Die Grafſchaft 
Glatz gehört zum Erzbistum Prag, die Gegend von 
Leobſchütz war dem Biſchofsſitz Olmütz unterſtellt, wäh⸗ 
rend die Kreiſe Freiwaldau und Jauernigk 


zur Erzdiözeſe Breslau gehörten. Nach langwierigen Ver⸗ 


handlungen, die 15 Jahre währten, iſt nun eine Angleichung 


der kirchlichen an die ſtaatlichen Grenzen erzielt worden. 
Grenzlandfahrten 


Das Zentralinſtitut für Erziehung und 
Unterricht veranſtaltet im Laufe des Sommers zwei 
Studienfahrten ins öſtliche Grenzgebiet. — O ſt preußen⸗ 
ga hrt vom 9. bis 17. Juli 1935 (Leitung: Architekt Hans 

urkart von der Landesplanungsſtelle beim Oberpräſidium 
Königsberg / Pr.). Von Marienburg ausgehend ſollen gezeigt 
werden: Beiſpiele ſtädtiſcher Siedlung bei Allenſtein, Auto⸗ 
bahnplanung, Ortſchaften mit Minderheitsſchulen, Land- 
ſchaftsgeſtaltung am Tannenbergdenkmal, bäuerliche Grup- 
penſiedlung auf dem Tannenbergſchlachtfeld, durch Grenz⸗ 
Ares zerriſſene Bahnſtrecken, Meliorationsarbeiten des 

rbeitsdienſtes im Ortelsburger und Neidenburger Kreis 
uſw. Mit dieſen nationalpolitiſchen Landesbegehungen wer— 
den ſich Wanderungen und Waſſerfahrten durch die ſchönſten 
Teile Oſtpreußens verbinden. Das Ende der Fahrt in 
Königsberg bietet Gelegenheit zu einem weiteren Aufenthalt 
an der Oſtſeeküſte. Der genaue Plan und die Koſtenauf— 
ſtellung wird auf Anforderung vom Zentralinſtitut zuge— 
ſandt (Berlin W 35, Potsdamer Straße 120). — Brenz: 
landfahrt in die Bayeriſche Oſtmark vom 
22. bis 28. Juli 1935 (Leitung: Oberlehrer Martin Beyer, 
Hof / Saale). Die Fahrt ſoll einen Geſamtüberblick über Raum 
und Menſchen dieſer Landſchaft geben. Die Fahrt wird ſieben 
Tage in Anſpruch nehmen und mit einem großen Kraftwagen 
durchgeführt werden. Fahrtſtrecke: etwa 1000 Kilometer. 
Einige Fußwanderungen ſind vorgeſehen. Geſamtunkoſten: 
je Teilnehmer etwa 85 . einſchließlich Teilnehmergebühr. 
Teilnehmerzahl: mindeſtens 20, höchſtens 30 Perſonen. 
Meldungsſchluß: 30. Juni 1935. 


Ceon Malhomme 


Der bisherige polniſche Generalkonſul in Mähriſch⸗ 
Oſtrau, Leon Malhomme iſt als zweiter Vizewojewode 
in die Kattowitzer Wojewodſchaftsverwaltung berufen wor: 
den. Malhomme iſt früher längere Jahre als Generalkonſul 
in Beuthen bzw. Oppeln tätig geweſen. Sein Ver⸗ 
bleiben auf dieſem Poſten war wegen der ſonderbaren Akti⸗ 
vität, die er in Zuſammenarbeit mit dem Polenbund in Weſt— 
oberſchleſien entfaltete, politiſch untragbar geworden. Er 
mußte abberufen werden und ging, nachdem er kurze Zeit 
als Botſchaftsrat in Paris tätig geweſen war, als General⸗ 
konſul nach Mähriſch⸗Oſtrau, wo er ſich, wie es 
ſcheint, in der gleichen Weiſe, wie vorher in Weſtoberſchleſien, 
allzu ſehr in die Verhältniſſe der Polen des kſchechiſchen 
Grenzgebietes einmiſchte, was ſchließlich auch hier ſeine Ab⸗ 
berufung zur Folge haben mußte. Die Tatſache, daß Mal⸗ 
homme, der ſchon mehrfach, nicht nur als Generalkonſul, 
höhere diplomatiſche Poſten bekleidet hat, jetzt in eine nach⸗ 
geordnete Stelle berufen worden iſt, macht es wahrſcheinlich, 
daß dieſe Stelle entweder der Erledigung beſonders wichtiger 
Aufgaben dient, oder auch nur als Durchgangsſtation — 


— — 


Die polniſche See⸗ und KRolonialliga 


Am 1. und 2. Juni fand in Danzig die Jahres⸗ 
hauptverſammlung der polniſchen See⸗ 
und Kolonialliga ſtatt. Die Tagung fand am 3. Juni 
ihren Abſchluß in Gdingen. Die Liga iſt eine der polniſchen 
Organiſationen, die ſich die Förderung der polniſchen See⸗ 
politik und die völlige Einſpannung Danzigs in den mari⸗ 
timen Expanſionsdrang Polens zur beſonderen Aufgabe ge⸗ 
macht haben. Die Liga umfaßt z. Zt. 1300 Ortsgruppen mit 
etwa 320 000 Mitgliedern. Der Haushalt der Liga ſchließt 
für 1935 in Einnahmen und Ausgaben mit 2% Millionen 
Zloty ab. Wenn die Liga in dieſem Jahre ihre Tagung in der 
Freien Stadt Danzig abgehalten hat, ſo iſt das von ſympto⸗ 
matiſcher Bedeutung: weniger ein Zeichen der das Deutſch⸗ 
tum der Stadt achtenden Verſtändigung, als ein Zeichen 
macht⸗ und volkspolitiſcher Aggreſſivität. 
Der Verlauf der Tagung ſpricht hier eine beredte Sprache. 
Sie wurde mit einem Gottesdienſt in der Chriſtuskirche ein⸗ 
geleitet; Biſchof Okoniewſki hielt die Predigt. Ans 
ſchließend begaben ſich die etwa 1000 Teilnehmer durch die 
Straßen der Stadt zur Danziger Werft, wo die 
Hauptverſammlung abgehalten wurde. Dieſe begann mit 
einer Trauerkundgebung für Marſchall Pilſudſki. General 
Orliez⸗Dreſcher berichtete über die Entwicklung der 
Liga, begründete die Notwendigkeit des Ausbaus der polni⸗ 
ſchen Kriegsflotte und erörterte die Möglichkeiten einer pol⸗ 
niſchen Expanſion nach Ueberſee. 


ren Höhepunkt erreichte die Tagung mit der Ent⸗ 
. Gedenktafel am Hauſe der 
diplomatiſchen Vertretung Polens in 
Danzig. Die Tafel erinnert an den vor 15 Jahren erlang⸗ 
ten Zugang Polens zum Meere. Ihre Inſchrift lautet: „Im 
Jahre der Trauer aus Anlaß des Todes des Führers der 
Nation Joſef Pilſudſki, auf deſſen Befehl die polniſche Flagge 
nach langer Unterbrechung an der Oſtſee entfaltet wurde, hat 
der Reichskongreß der Delegierten der See- und Kolonialliga, 
der an der Mündung der Weichſel tagt, zur Erinnerung an 
den 15. Jahrestag der Wiedererlangung des Zugangs zum 
Meere durch Polen dieſe Tafel angebracht. Geſchehen am 
1. Juni 1935, als Präſident der polniſchen Republik Profeſſor 
Ignatz Moſcicki, Miniſterpräſident Oberſt Walerian Slawek 
und Generalkommiſſar Polens in Danzig Miniſter Kaſimir 

apce waren.“ 


ur Einweihung der Gedenktafel hielt General 
Orl 8 z⸗Dreſcher eine Anſprache, in der er hervorhob, 
daß Danzig deshalb als Tagungsort gewählt worden ſei, weil 
es „an der Mündung des nationalen polniſchen luſſes 
liege und weil Danzig und Gdingen ſich im polniſchen Wirt⸗ 
ſchaftsdienſt ergänzten. Miniſter Pape e, der die Tafel in 
ſeine Obhut nahm, führte einem Bericht der „Gazeta Polska 
nach u. a. aus: „Wir ſtehen hier auf der Wacht des polniſchen 
Seegeltungsgedankens und werden hier immer ſtehen. Wir 
werden keinen Augenblick die Worte des Kanzlers Karne 


kowſki vergeſſen, daß ſich hier, neben den Leuchtfeuern von 
Danzig, die Eingangspforte zur Krone Polens befinde. Polen 
bedarf, bedurfte und wird immer Danzigs bedürfen. Danzig 
war nach den Worten des Wojewoden Jan Sierakowſki 
von 1570 immer bei Polen, konnte und kann nie ohne Polen 
exiſtieren. Sich auf zwei Häfen machtvoll zu ſtützen, war 
immer das Streben unſerer großen Könige und iſt für uns 
ererbter Befehl polniſcher Staatsraiſon. Custodia maris est 
portus Gedanensis — ſo lautet der Befehl Stefan Bathorys, 
der nach S lhadſti an wieder Leben gewonnen und durch 
al ilſudſki am 28. November 1919 verwirklicht 
wurde.“ 


Die Vezugnahme auf Stefan Bathor y iſt in dieſem 
uſammenhang inſofern intereſſant, als dieſer polniſche 
önig ſeinen Anſpruch auf das deutſche Danzig mit Waf⸗ 

fengewalt zu verwirklichen verfuchte, das Danziger Land 
verwüſtete, nach langer Belagerung der Stadt aber unver⸗ 
richteter Dinge wieder abziehen und ihre eee beſtäti⸗ 
gen mußte. Auch die Berufung auf den Kanzler Karn⸗ 
kowſki verdient Beachtung. Stanislaus Karnkowſki, 
Sen von Leslau (Wloclawek), wurde im Jahre 1568 vom 
polniſchen König zum Vorſitzenden einer Kommiſſion er⸗ 
nannt, deren Aufgabe es ſein ſollte, die Danziger Verwaltung 
zu überprüfen, den Polen unbequeme Beamte der Stadt zu 
entfernen und deren verbriefte Rechte aufzuheben. Die Dan⸗ 
giger dachten gar nicht daran, ſich von dieſer Kommiſſion 
orſchriften machen zu laſſen; der Eintritt in die Stadt 
wurde den Beauftragten des polniſchen Königs verweigert. 
Da ließ Sigismund Auguſt, um den Widerſtand der Danziger 
Br brechen, deren Führer, die zum polnischen Reichstage er⸗ 
chienen waren, verhaften; anderthalb Jahre lang wurden 
die Bürgermeiſter Kleefeld, Ferber, Proite und Gieſe als 
„Landesverräter“ in polniſchen Kerkern gefangen gehalten. 
In dieſer Zeit erſchien die Kommiſſion des Biſchofs Karn— 
kowſki zum zweiten Male vor Danzig. Sie wurde diesmal 
zwar eingelaſſen und entwarf hier auch neue Statuten, die 
ſog. statuta Karnkowiana, durch die die Privilegien der Freien 
Stadt, den polniſchen Wünſchen entſprechend, erheblich ein— 
eſchränkt werden ſollten; aber dieſe Statuten ſind von der 
tadt niemals anerkannt und natürlich erſt recht nicht durch» 
eführt worden; ihre Undurchführbarkeit hat ſpäter auch ihre 
ormelle Aufhebung zur Folge gehabt. Es iſt gewiß lehrreich, 
ſich die Männer und Methoden einmal anäufehen, auf die ſich 
die heutigen Vertreter der polniſchen Danzig-Politik als ihre 
Vorbilder berufen. Die Zeit, auf die fi) Miniſter Papée in 
ſeiner Rede bezog, das war dieſelbe Zeit, in der ein Danziger 
im Hinblick auf den Rechtsbruch des Lubliner Reichstages 
eines der damals häufigen politiſchen Kampflieder ſchrieb, in 
dem es u. a. heißt: „Solich De kan nicht lange beſtan, 
Als jetzt die Polen fangen an. Brechen freiheit, recht und 
nehmen das gutt. Wenn man die Worte der einen 
Seite zitiert, Herr Miniſter Papee, dann ſoll man die der 
anderen Seite nicht unterſchlagen. 


Der Danziger Gulden 


Falſche Gerüchte, die von oppoſitionellen und aus⸗ 
ländiſchen Kreiſen in Umlauf geſetzt worden waren, riefen 
am 2. Juni in der Freien Stadt Danzig eine ſtarke Beun⸗ 
zubigung über eine angeblich beabfichtigte weitere Abwertung 
des Danziger Guldens hervor. Die offenſichtliche Befriedi⸗ 
gung, mit der die polniſche Preſſe über dieſe plötzlich ausge⸗ 
brochene „Gulden⸗Panik“ berichtete, gibt vielleicht Aufklärung 
darüber, wo die treibenden Kräfte dieſes fortgeſetzten unter- 
irdiſchen Kampfes gegen die Danziger Währung in der 
Hauptſache zu ſuchen ſind. Der Danziger Senat hat ſich auf 
Grund der Ereigniſſe vom 2. Juni zu neuen währungspoliti⸗ 
ſchen Maßnahmen veranlaßt geſehen. Um weiteren ebenſo 
ee wie ſchädlichen Deviſenabzügen einen Riegel vorzu⸗ 
ſchieben, wurde mit ſofortiger Wirkung als vorübergehende 
Maßnahme die Einlegung von Bankfeiertagen und 
die Schließung der Danziger Deviſenbörſe verfügt. Weiter 
wurde von der Bank von Danzig die (gleichfalls vorüber⸗ 
gehende) Anordnung getroffen, daß die Danziger Sparkaſſen 
einmalige Auszahlungen nur bis zu einer Höhe von 300 
Gulden, Zahlungen von 300 bis 1000 Gulden nur mit ein⸗ 
monatlicher, Zahlungen von über 1000 Gulden nur mit drei⸗ 


monatlicher Kündigung vornehmen dürfen. Der Senat 
ift entſchloſſen, den Gulden mit allen Mit⸗ 
teln auf dem durch die Umwertung vom 
2. Mai erreichten Stand zu erhalten. Senats⸗ 
präſident Greiſer führte am 4. Juni hierüber in einer 
Rundfunkrede u. a. aus: „Die Abwertung des Danziger 
Guldens war notwendig, um in dem gemeinſamen Wirt— 
ſchaftsraum Polen — Danzig die ungleiche Bewertung zweier 
Währungen aufzuheben. Es würde dem Sinn und der Kon— 
ſequenz dieſer einmaligen einſchneidenden Maßnahme wider: 
ſprechen, wollte man durch eine niedrigere Neubewertung 
des Danziger Guldens gegenüber der polniſchen Währung in 
umgekehrter Form einen Zuſtand wie vor der Abwertung 

erbeiführen.“ Der Senatspräſident kündigte darauf e in 

parprogramm von bisher noch nie be> 
kanntem Ausmaße an. 

Am 11. Juni hat der Senat eine Verordnung 
über die Deviſenbewirtſchaftung erlaſſen, 
durch die bis auf weiteres der ungeregelte Abfluß von De⸗ 
pifen aus der 95 0 Wirtſchaft verhütet werden ſoll. Zur 
Durchführung der Verordnung wurde bei der Bank von 
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Danjig eine Vepiſenſtélle géſchäffen, zu deren Léiter Regie⸗ 
rungsrat Dr. Nickel ernannt worden iſt. Der Genehmi⸗ 
gung der Deviſenſtelle bedürfen: 1. der Erwerb 
ausländiſcher Zahlungsmittel und Forderungen in auslän⸗ 
diſcher Währung gegen inländiſche Zahlungsmittel, 2. die 
Verfügung über ausländiſche Zahlungsmittel oder Forde— 
rungen auf ausländiſche Währung, die z. B. aus dem Export 
erworben worden oder bei der Bevölkerung zur Zeit vor— 
handen ſind, 3. der Erwerb von Gold und Edelmetallen und 
die Verfügung darüber, 4. die Verſendung von Zahlungs- 
mitteln, Gold und Edelmetallen in das Ausland oder Frei— 
hafengebiet, auch wenn die Verſendung durch die Poſt erfolgt. 

Dieſe Beſchränkungen gelten auch für den Reiſe⸗ 
verkehr, ſo daß die Mitnahme von Zahlungsmitteln, 
Gold uſw. einer Genehmigung bedarf, es ſei denn, daß die 
Freigrenze von 20 Gulden dem Werte nach nicht überſchritten 
wird. Während der Dauer der Deviſenbewirtſchaftung bleibt 
die Deviſenbörſe geſchloſſen. Die Feſtſetzung von 
Kurſen ausländiſcher Zahlungsmittel erfolgt in Zukunft 
durch die Bank von Danzig. Mit der Einführung der 
Deviſenbewirtſchaftung iſt ein neues weſentliches Sicherheits— 
element für die Danziger Währung geſchaffen worden. 
Zweifellos wird dieſe einſchneidende Maßnahme beruhi⸗ 
gend und befreiend wirken. 

Der Eindruck wiederkehrender Stabilität wurde durch 
die Anſprache noch verſtärkt, die Senatspräſident 
Greiſer am 12. Juni vor dem Volkstag gehalten 
hat. Greiſer führte über die Währungspolitik der Freien 
Stadt u. a. aus: Wenn man in früheren Jahren große An⸗ 
leihen aus dem Ausland nach Danzig hereingeholt habe, 
über deren Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit gewiſſe 
Zweifel am Platze ſein dürften, ſo hätte man ſich damals 
leicht ausrechnen können, daß angeſichts des Mangels an 
einer ſonſtigen Deviſenzufuhr in einer Reihe von Jahren, 
nach dem Verbrauch der geliehenen Gelder, die notwendige 
Währungsdeckung nicht mehr vorhanden ſein werde. Die 


nationdlſoziäliſtiſche Regierung vbecbſichtige nicht, in die 


Fehler des Liberalismus zu verfallen und durch Schulden⸗ 
vermehrung eine Scheinblüte vorzutäuſchen. Mit ſcharfer 
Betonung wies Greiſer die Gerüchte über eine weitere 
Guldenabwertung zurück. Er dementierte auch die 
von intereſſierter Stelle in Umlauf geſetz⸗ 
ten Gerüchte, daß zwiſchen der Danziger 
und der polniſchen Regierung Verhand⸗ 
lungen über die Einführung des Zloty in 
Danzig ſtattgefunden hätten. Der Senatspräſi⸗ 
dent machte ſodann einige Mitteilungen über das Spar: 
programm, das binnen kurzem dem Volkstag vorgelegt 
werden ſoll. Der aufgeblähte Ver walt ungsapparat 
werde ſich eine weitgehende Einſchränkung gefallen laſſen 
müſſen. 100 Lehrer und 500 Beamte werden mindeſtens ein⸗ 
geſpart werden müſſen. Der Senat werde ſich auf die Dauer 
auch außerſtande ſehen, den reichsdeutſchen Pen⸗ 
ſionären die Weiterzahlung der Bezüge aus eigener 
Kraft zu garantieren. Einſparungen werden weiter dadurch 
möglich jein, daß Danziger Arbeitsloſe im 
Reiche Beſchäftigung finden und daß der Dan⸗ 
ziger Hilfsdienſt ſeine Arbeitsmänner an reichsdeutſche Ar⸗ 
beitsdienſtlager abgibt. Das Bild, das Greiſer von der 
Finanzlage der Freien Stadt entwerfen mußte, war wenig 
erfreulich. Aus ſeinen Ausführungen ergab ſich, in welcher 
Weiſe das Reich, das Herr ſeiner politiſchen und wirtſchaft⸗ 
lichen Entſchlüſſe iſt, Gelegenheit hat, der Freien Stadt, die 
in ihrer politiſchen und wirtſchaftlichen Bewegungsfreiheit 
durch die Beſtimmungen des Verſailler Diktates gebunden iſt, 
zu Hilfe zu kommen, indem es einen Teil der wirtſchaftlichen 
Laſten Danzigs, wie im Falle der Arbeitsloſen, übernimmt. 
Es verſteht ſich von ſelbſt, daß das Reich dieſen Beweis ſeiner 

reue gegenüber Danzig nach beſtem Können erbringen 
wird, in der Gewißheit, hiermit einem Teil des Deutſchtums 
das ſchwere Los der politiſchen Trennung vom Mutterland 
tragen zu helfen. 


Wanderfahrt ins „Deutſche Paradeis“ 


Schade, daß der Sommer für die Armee der Reiſenden 
keinen Generalquartiermeiſter hat. Er wüßte beſtimmt für 
jeden den richtigen Platz zu finden und würde diesmal den 
echten, rechten Wanderfreunden einen neuen Standort aus— 
wählen, um ihnen die Schönheit ſommerlicher Pracht mit 
beſonderer Eindringlichkeit nahe zu bringen: das Land um 
den „Herzbrunnen Deutſchlands“. In dieſes viel zu wenig be⸗ 
kannte Waldgebiet würde er die Entdeckungsfrohen und 
Wanderluſtigen führen, mitten hinein in die romantiſche 
Wunder⸗ und Wanderwelt des Fichtelgebirges, hin: 
auf zum „Vater der deutſchen Berge“, dem „Mons Pinifer“, 
dem „Fichtenträger“ der alten Chroniken. 

Ewig ſprudelt auf ſeinem Granitgipfel der unverſiegbare 
Born Ane Vaterlandes aus alter fränkiſcher Erde hervor. 
Vier Ströme entſpringen ihm, kreuzweis nach den vier Rich⸗ 
tungen der Windroſe fließend, Main und Eger, Naab 
und Saale, und zwiſchen ihre forellenreichen Waſſer 
ſchieben ſich wie Windmühlenflügel vier der ſchönſten deut⸗ 
ſchen Hand e der Thüringer⸗ und Fran⸗ 
kenwald, das ächſiſche Erzgebirge, der 
Oberpfälzer und Bayeriſche Wald, und, nach 
Südweſten, der Fränkiſche Jura. Im Schnittpunkt 
dieſes mächtigen Kreuzes von 1 bildet das Fichtel⸗ 
gebirge die Waſſerſcheide zwiſchen Donau, Rhein und Elbe, 
zwiſchen Nordſee und Schwarzem Meer: Europas Zentral⸗ 
waſſerſcheide, das „Dach von Mitteleuropa“. 

Alte Chroniſten tauften dies Land rund um den ſegen⸗ 
ſpendenden, fruchtbringenden Quell „das deutſche Paradeis“, 
und ein altes, ewig neues Paradies iſt in der Tat dieſes 
merkwürdigſte Urgebirge Deutſchlands, dieſes fichten⸗ und 
tannendunkle hufeiſenförmige Bergland, die nördliche Baſtion 
der Bayeriſchen Oſtmark. Ein Paradies freilich, deſſen 
Pforten heute weit geöffnet ſind. 


Wer zu „Europas Drehſcheibe“ kommt, dort wo ſich bei 


Marktredwitz die Eiſenbahnlinien Berlin —Regens⸗ 
burg — München — Rom und Paris— Frankfurt —Eger— Prag 
kreuzen, iſt eigentlich ſchon mittendrin, aber auch Hof und 
Kulmbach und vor allem die Wagner-Stadt Bayreuth 
ſind bequeme Pforten zu dem von zahlreichen Stichbahnen 
erſchloſſenen Gebirge. Dazwiſchen ziehen prächtige Straßen, 
auf denen auch ein reger Poſtautoverkehr herrſcht, und 


142 


Hunderte von Wanderpfaden die Berge auf und ab. Kamm⸗ 
wege führen über die bis zu 1052 Meter Höhe emporragen: 
den Gipfel, von denen jeder eine beſondere Fernſicht bietet. 
Iſt fie am ſchönſten vom maſſigen Aſenturm des Ochſen— 
kopfs mit ſeinem neuen Unterkunftshaus hinüber zu all 
den anderen Bergfronen ringsum und hinab auf das wie ein 
Juwel ins Land gebettete Biſchofsgrün? Oder von der 
alten Gibichenhalle auf dem Schneeberg, dem höchſten 
Recken des Gebirgs, hinüber zum Arber im Bayerwald, 
zum Döbra im Frankenwald, zu den Ausläufern des Erz⸗ 
gebirges? Oder vom felsverwachſenen Köſſeinegipfel, 
der ſchönſten Hochwarte des Frankenlandes? Oder vom 
Nußhardt, deſſen gewaltiger Felsturm die geheimnis⸗ 
vollen „Druidenſchüſſeln“, Opferſchalen der Vorzeit im 
ewigen Stein, trägt? Oder von den geſtürzten Felsburgen, 
die den Rudolfſtein, die Platte, die Drei Brü⸗ 
der und den ſtillen Waldſtein krönen? 

Weite, rauſchende Wälder ringsum, dunkle Hochmoore 
und immer wieder gewaltige Granitblöcke, die eine Rieſen⸗ 
hand um den Herzbrunnen getürmt zu 11 1 ſcheint. 
Schweigſam und groß iſt die Natur des Fichtelgeblirges, 
ſchmal ſind die Steige zwiſchen den hohen Fichten hindurch, 
Farne überwuchern ſie in unglaubhafter Höhe, und dicke 
Moospolſter dämpfen den Schritt. Sogar das myſtiſche 
Leuchtmoos glitzert zuweilen auf, das nirgends ſonſt als hier 


Sl Mitten in den unendlichen Wäldern fteden, an die 


erge gelehnt, die gaftlichen Ortſchaften, meiſt von einem 
klaren Fichtelgebirgsflüßchen durcheilt. Da liegen Berneck, 
das fränkiſche Kneippbad, Biſchofsgrün, eine der 
älteſten Siedlungen im Gebiet, Warmenſteinach mit 
der letzten deutſchen Perlenhütte, Brand, der Geburtsort 
Max Regers, die alten Grenzveſten Thierſtein und 
Hohenberg und viele andere liebliche Orte, deren Gaſt⸗ 
ſtätten mit den Unterkunftshäuſern auf den Bergen wett⸗ 
eifern, dem Fremden das Beſte zu bieten. Zwiſchen den 
Dörfern die alten Städte Wirsberg, Weißenſtadt, 
Münchberg, Arzberg und Selb, wo die Schlote der 
größten Porzellanfabriken der Welt rauchen. Ins Herz des 
Gebirges aber bettet ſich die „kleine, lichte Stadt“, Jean 
Pauls Wunſiedel, über der ſich im Hochwald das 
„Felſenwunder Europas“, die Luiſenburg, verbirgt. So 


1* 


wurde im Jahre 41805 das mächtige Steinlabyrinth getauft, . 
um die im nahen Alexandersbad Heilung ſuchende Preußen⸗ 
Goethe, Humboldt und Hardenberg und 


königin zu ehren. 
unzühlige Forſcher nach ihnen haben es ſtaunend durch⸗ 
wandert. N i 

Am Eingang diefer wunderſamen Stätte liegt Deutſch⸗ 
lands erſtes und ſchönſtes Naturtheater, die Freilicht⸗ 
bühne der Bayeriſchen Oſtmark, und ſeit Jahren 
tragen die Feſtſpiele der Bayeriſchen Landesbühne in dieſer 
einzigartigen Kuliſſenwelt den Ruf der Luiſenburg und des 
Fichtelgebirges weit hinaus. Seit dem vorigen Sommer ver⸗ 
anſtaltet der „Reichsbund der deutſchen Freilicht⸗ und Volks⸗ 
ſchauſpiele“ auf dieſer Naturbühne Vorſtellungen klaſſiſcher 
und volkstümlicher Stücke. Er hat auch in dieſem Jahre 
wieder für die als „reichs wichtig“ anerkannten 
Luiſenburg⸗Feſtſpiele ein ausgewähltes Pro— 


gramm zuſammengeſtellt: Schillers „Räuber“ und „Wilhelm 
Tell“, Shakeſpeares „Wie es Euch gefällt“, Erlers „Zar 
Peter“ und die Volksſtücke „Im Wirtshaus zum Grünen 
Kranz“ und „Die Pfingſtorgel“. Die Spielzeit beginnt mit 
einer Feſtvorſtellung von „Wilhelm Tell“ am 29. Juni, 
wenige Tage nur nach Sommerſonnenwende, die in Wun— 
ſiedel nach einem alten, beſonders ſchönen Brauch gefeiert 
wird: mit dem Feſt der Blumenbrunnen. Mit Kerzen ge— 
ſchmückt, mit Blumen umwunden prangen dann wie Altäre 
die vielen Brünnlein der Stadt, und in der Dämmerung zieht 
jung und alt mit Muſik von einem Waſſerſpender zum 
anderen, heute wie vor vielen hundert Jahren. Alles lauſcht 
andächtig den frohen und ernſten Volksweiſen und denkt ehr— 
furchtsvoll an den Sinn dieſes Brauches: das Waſſer gnädig 
zu ſtimmen, daß es allezeit das Gedeihen der Felder fördere. 
Dr. Anna-Lise v. Schell witz-Ueltzen. 


Buchbeſprechungen 


Deutiches Schickſal an der Memel. Die Wahrheit über das 
Memelland. Von Hellmuth Len z. J. F. Lehmanns 
Verlag, München. 78 Seiten. Preis 1,50 AM. 


Der Kampf um das Memelland. Ein Abriß ſeiner politiſchen 
Geſchichte. Von Friedrich Kopp. Junker und Dünn⸗ 
haupt⸗Verlag, Berlin. 66 Seiten. Preis 1,20 AM. 


Das Scidjal des memelgebietes. Bon Reinhold P regel. 
Verlag von Julius Beltz, Langenſalza. 86 Seiten. Preis 
1,80 l. 


Chronik des Memellandes jeit 1918. Der Leidensweg einer 
deutſchen Mehrheit. Von Dr. Otto Kredel. In der 
Zeitſchrift für Politik. Aprilheft 1935. Carl Heymanns 
Verlag, Berlin W. 8. 

Der erwachten Aufmerkſamkeit, die die deutſche Oeffent— 
lichkeit der Memelfrage zuwendet, kommen dieſe neuen 
Memelbroſchüren entgegen. Die mit zwei Kartenſkizzen und 
etwa 30 Bildern ausgeftattete Qenzj.che Broſchüre gibt 
zunächſt einen durch eine Menge intereſſanter Einzelheiten 
belebten Ueberblick über die deutſche Siedlungs⸗ und Kultur⸗ 
geſchichte des Memellandes, wobei ſie die Verſchiedenartig⸗ 


keit der völkiſchen und ſozial⸗kulturellen Verhältniſſe im 
Memelgebiet eben über denen des benachbarten Groß: 


itauens beſonders hervorhebt. In den beiden folgenden 
Abſchnitten werden die Lostrennung des Gebietes vom 
Reich und ſeine Schickſale unter litauiſcher Gewaltherrſchaft 
geſchildert. — Der ausführlichen Darſtellung der memel⸗ 
ländiſchen Entwicklun et 
Jahrzehnte dient die Broſchüre von Friedrich Kopp. Im 
Anhang iſt der Wortlaut des Memelſtatutes beigefügt, deſſen 
fortgeſetzte Verletzung der weſentliche Inhalt der Geſchichte 
des Memellandes ſeit 1924 iſt. — Anders und vielſeitiger 
iſt die Memelfrage wieder in der Broſchüre von Reinhold 
Pregel angefaßt worden. Der Verfaſſer, der bereits in 
zwei anderen, vor kurzem erſchienenen Broſchüren ſeine 
enge Vertrautheit mit dem Memellande und ſeinen Pro- 
blemen bewieſen hat, gibt hier einen landes⸗ und volks⸗ 
kundlichen Abriß des Gebietes, der in kurze Darſtellungen 
der älteren und der jüngſten Vergangenheit des Memel- 
landes eingebaut iſt. Das Weſentliche, das über das Wirt⸗ 
ſchaftsleben, Volkstum, Landſchaftscharakter, über Tier⸗ und 
Pflanzenwelt, über memelländiſche Dichtung, über die 
Rechtslage des Gebietes und deſſen Unterdrückung durch 
die Litauer zu ſagen iſt, iſt hier in knapper und überſicht⸗ 
licher Form zu einer volkstümlichen Schrift zuſammengefaßt 
worden. Eine Kartenſkizze und etwa 50, politiſch z. T. recht 
intereſſante Bilder, beleben den Text. Die Pregelſche 
Broſchüre iſt für Schulungszwecke hervorragend geeignet. 
Sie iſt in der von Hiller herausgegebenen Schriftenreihe 
„Bolt und Welt, Arbeitshefte für geſchichtliche Gegenwarts⸗ 
fragen“, erſchienen. — Eine in Stichworten gehaltene 
Chronik des Memellandes ſeit 1918 iſt in der „Zeit⸗ 
chrift für Politik“ enthalten. In derſelben Nummer 
der Zeitſchrift finden ſich zwei inſtruktive Artikel von 
Dr. Werner Eſſen über „Litauen, ein Beitrag zu ſeiner 
Staats⸗ und Volksentwicklung“, und von Dr. Fritz Berber 


über „Die völkerrechtliche Stellung des Memellandes“. Auch 
iſt in dieſem Heft das Statut. des Memelgebietes nach⸗ 


gedruckt. 


während der letzten anderthalb 


Hirſchenhof. Die Geſchichte einer deutſchen Sprachinſel 
in Livland. Von Dr. Werner Conze. Juncker und Dünn⸗ 
haupt⸗Verlag, Berlin 1934. 153 Seiten, broſch. 5 AM. — 
Hirſchenhof wurde 1766 im Zuge der Koloniſation Katha> 
rinas II. gegründet. Bis zum Beginn des 20. Jahrhunderts 
waren die pfälziſch⸗evangeliſchen Koloniſten von Hirſchenhof⸗ 
Heifreichshof die einzige bäuerliche Gruppe im Deutſchtum 
der ruſſiſchen Oſtſeeprovinzen. Conze gibt eine auf eingehen- 
des Aktenſtudium gegründete Geſchichte der Kolonie, über die 
bisher nur einige wenige Artikel und eine ſprachwiſſenſchaft⸗ 
liche Unterſuchung Mitteilung machten. Die Gründung, die 
erſten Notjahre, die wechſelnde rechtliche Lage, die Bevölke— 
rungsentwicklung, die wirtſchaftlichen und kulturellen Schid= 
ſale dieſer deutſchen Kolonie Südlivlands werden geſchildert. 
Die Sonderſtellung, die Hirſchenhof als deutſche Kolonie nicht 
nur gegenüber dem deutſchen Baltentum, ſondern als Sprach- 
inſel gegenüber den Gründungen gleicher Art einnimmt, die 
um dieſelbe Zeit und unter ähnlichen Bedingungen in Polen 
und Rußland entſtanden, machen die Geſchichte Hirſchenhofs 
beſonders intereſſant. Die Kenntnis vom Deutſchtum im 
Oſten hat durch die ausgezeichnete Arbeit von Conze eine 
weſentliche Bereicherung erfahren. 


Die Himmelsleiter. Von Eduard Vir za. Aus dem 
Lettiſchen überſetzt von Willi Stöpple r. Paul⸗Liſt⸗Verlag, 
Leipzig 1935. 320 Seiten. Preis geb. 5,50 RAM. — „Häuſer 
baut der Menſch zwar nach ſeinem Antlitz und Ebenbild, doch 
ſobald ſie aufgebaut ſind, beginnen ſie ihr eigenes Leben zu 
leben. Ein jeder, der in ihnen lebt, formt ſich nach ihnen. Je 
älter ſie ſind, deſto größer iſt ihr Einfluß auf ihre Bewohner. 
. . . Wie ein aus der Fremde verpflanzter Baum ſeine 
Zweige nach Sonne und Wind ſeiner neuen Heimat geſtaltet, 
ſo werden die Menſchen von der Macht der Vergangenheit 
eines Gehöftes geformt und gewandelt.“ Eine Leiter, die 
vom Himmel in den Hofraum herniederreicht, verbindet das 
Gehöft und ſeine Bewohner mit der Ewigkeit und mit denen, 


die vor ihnen auf dem Gehöfte gewohnt haben. Nach dieſem 


Gleichnis hat der lettiſche Dichter ſeinem Buche den Titel 
gegeben. Er erzählt von dem Leben des Hofes, das ſich im 
Gleichmaß der Jahre und der Geſchlechter unabänderlich 
wiederholt. Die Menſchen, von denen er ſpricht, find gleich» 
ſam nur Zubehör dieſes Hofes; ihr Daſein wird von der 
Arbeit, die er ihnen vorſchreibt, und von den Feſten, die er 
bereitet, beſtimmt. Alles, was im Ablauf eines Jahres auf 
einem ſemgalliſchen Bauernhofe geſchieht und deſſen Men⸗ 
ſchen bewegt, beſchreibt Virza in ſeinem Buch; und er läßt die 
Unvergänglichkeit alten Brauchtums erſtehen, das ſich mit 
den Mühen und Freuden des bäuerlichen Lebens, mit Saat 
und Ernte, mit den hellen Nächten des Sommers und den 
Sturmnächten des Winters verbindet und tief in der heidni⸗ 
ſchen Vergangenheit wurzelt. Virzas Buch iſt das Epos des 
lettiſchen Bauern. 


Deutſcher Hochſchulführer 1935. Herausgegeben vom 
Reichsſtudentenwerk gemeinſam mit der Deutſchen Studenten⸗ 
ſchaft. Verlag Walter de Gruyter, Berlin und Leipzig. — 
Der im 17. Jahrgang erſcheinende Hochſchulführer enthält 
auch diesmal wieder die auf den neueſten Stand gebrachten 
Beſtimmungen aller deutſchen Univerſitäten und Hochſchulen 
über die ZJulaſſung zum Hochſchulſtudium, das Gebühren» 
weſen einſchließlich der Studienkoſten, ferner eine Aufzählung 
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und Erörterung ſämtlicher Hilfseinrichtungen und Unter⸗ 
ſtützungsmöglichkeiten für Studierende. Weiter enthält er 
unterrichtende Aufſätze über die Beſtimmungen hinſichtlich 
des Arbeitsdienſtes und der Betreibung von Leibesübungen. 
Auch für die älteren Semeſter und Nichtſtudierende dürfte 
der Hochſchulführer durch ſeine Angaben über alle deutſchen 
Univerſitäten und Hochſchulen, durch ſeine Aufſätze über das 
Auslandsſtudium, über Lehrerbildung und Lehrerbildungs— 
anſtalten, über Themen wie „Student und Beruf“ und 
„Student und Hochſchule“, ferner durch die Artikel über 
Werden und Wollen der Deutſchen Studentenſchaft, des 
NSDStB. und des Reichsſtudentenwerks ein wertvoller 
Ratgeber ſein. 


Oberſchleſiſche Mitteilungen. Monatsſchrift für Wohl⸗ 
fahrt, Kultur, Verwaltung und Verkehrswerbung. — Dieſe 
ſeit dem April d. J. vom Provinzialverband von Oberſchleſien 
herausgegebene Zeitſchrift ſtellt eine Fortführung der ehe— 
maligen „Provinz Oberſchleſien“ dar. Sie iſt in erſter Linie 
dazu beſtimmt, alle Verwaltungsſtellen und Behörden über 
die beſonderen mannigfachen und intereſſanten Aufgaben 
des oberſchleſiſchen Grenzlandes zu unterrichten und auf dem 
Laufenden zu halten. Sie erſcheint darüber hinaus auch 
geeignet, im übrigen Reiche für Oberſchleſien werbend zu 
wirken. In der 1. Folge der Monatsſchrift finden ſich u. a. 
längere Artikel über die oberſchleſiſche Landſchaft und die 
Keule Gliederung der Bevölkerung in den oberſchleſiſchen 

reiſen. 


Oftraum- Berichte. Herausgegeben vom Oſteuropa-In⸗ 
ſtitut Breslau. Verlag Priebatſchs Buchhandlung Breslau 1. 
— Die in freier Folge erſcheinenden „Berichte“ des Oſt— 
europa-Inſtitutes behandeln Wirtſchaft, Wirtſchaftsgeo— 
graphie, Siedlungs- und geopolitiſche Probleme Polens und 
Rußlands und ſollen ſpäterhin auch auf den Donauraum 
ausgedehnt werden. Die Probleme dieſer Länder in bezug 
auf Deutſchland zu betrachten, Deutſchland und Polen als 
Teile eines Raumes und Rußland als den immer vorhan— 
*venenWegergpierer zu‘ ſbyen, oas' t- etnerdoer“ Leitgdoanten 

der „Berichte“. So ſchreibt O. E. Günther in einem ein⸗ 
leitenden Artikel: „Daß bei der Eingliederung Polens in die 
chriſtlich⸗germaniſche Welt den Deutſchen die führende Rolle 
zufiel, iſt der Ausdruck der hiſtoriſchen Stellung Deutſchlands 
und der deutſch-polniſchen Raumgemeinſchaft. Daß dieſe Bin— 
dung Polens an die abendländiſche Welt nicht nur eine 
äußerliche war, erſieht man daraus, daß der Aufbau Polens 
nur fo lange ſeinen ſicheren Weg ging, ſolange das Ein- 
ſtrömen der weſtlichen Kultur und dieſe ſelbſt ungeſtört 
blieben. Es wird brüchig in dem Augenblick, in dem der 
abendländiſche Kulturſtrom unterbunden wird oder ſelbſt in 
Brüche geht. . . .“ Walter Geisler ſpricht in feinem Bei⸗ 
trag zum 1. Heft der „Berichte“ von den Raumgemeinſchaften, 
deren Bedeutung darin beſteht, „daß das Kraftfeld eines 


Robert Zimnerme 4 


Am 3. Juni verſtarb der ftellvertretende Bundesleiter 
des Bundes heimattreuer Poſener, Robert Tſchaech e. In 
ihm hat der BhP. ebenſo wie der Bund Deutſcher Oſten einen 
unermüdlichen Arbeiter für die Idee des Oſtens verloren. 
Tſchaeche, der am 19. Juli 1876 in Zduny (Kreis Krotoſchin) 
1 0 wurde, hat ſich bis zuletzt, obwohl er ſchon ſeit 

ahrzehnten als Bankvorſteher bei der Deutſchen Bank und 
Diskonto-Geſellſchaft in Berlin tätig war, eine enge und 
lebendige Verbundenheit mit ſeiner Poſener Heimat bewahrt. 
1928 trat er in die Leitung des damaligen Reichsbundes der 
Poſener ein und verwaltete das Kaſſenweſen des Bundes. 
Bei der Umorganiſation der Oſtverbände im Jahre 1933 
vermittelte er die Ueberführung des Reichsbundes in den 
BDD., bei dem er die Leitung des Landesverbandes Berlin 
übernahm. Im Jahre 1934 war er es vor allem, der den 
organiſatoriſchen Zuſammenſchluß der Poſener und der alten 
Oſtbündler im Bund heimattreuer Poſener zu erhalten 
wußte. Als ſtellv. Leiter und als Leiter des Landesverbandes 
Berlin dieſes Bundes verſtand er es, die große einheitliche 
Linie zu wahren, die jede Oſtarbeit einhalten muß, wenn ſie 
Sinn und Erfolg haben ſoll. 
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RM. 
1. Bankauthaben .. . . 13 807,37 1. Geſchäftsauthaben der 


jeden Staates durch die gegenſeitige Ergänzung und Stützung 
ſo geſtaltet wird, daß der wirtſchaftliche Wettſtreit mit 
anderen Staaten um ſo erfolgreicher durchgeführt werden 
kann“. Unter demſelben Geſichtspunkt betrachtet Wichard 
Hahn das Agrarproblem Polens, deſſen äußerſt verwickelte 
Lage als eine Folge davon zu betrachten iſt, daß die Führung 
der polniſchen Wirtſchaftspolitik den Gedanken der mittel 
europäiſchen Raumgemeinſchaft grundſätzlich aus politiſchen 
Gründen verneint hat. Weiter enthält das umfangreiche Heft 
(128 Seiten) beachtenswerte Berichte über die polniſche Wirt⸗ 
ſchaft im Jahre 1934, über die polniſche Zinkinduſtrie und 
über die Induſtrie Sowjetrußlands. 


BDO. und NS. ⸗Arbeitsdienſt 

Bund Deutſcher Oſten und NS.-Arbeitsdienft haben 
enge Zuſammenarbeit vereinbart. Zunächſt find die Arbeits- 
gauleitungen Nr. 1, 4, 8, 10, 11, 12, 15, 16 und 29, die Be⸗ 
zirksſchulen und die Reichsſchule des NSA D. von dem Leiter 
des Unterrichtsweſens des NS AD. auf die Möglichkeit einer 
Zuſammenarbeit mit dem BDO. hingewieſen worden. Der 
BDO. wird auf Anfordern für einſchlägige Vorträge Redner 
zur Verfügung ſtellen und die Gliederungen des NSAD. mit 
dem von ihm herausgegebenen Schulungsmaterial beliefern. 


Perſönliches 8 
Geſtorben: Rektor i. R. Paul Schlabs in Freiburg 
(Schleſien) am 3. 6., 69 J. (Schlabs ſtammte aus Liſſa, ſein 
Vater war Brauereibeſitzer und Gaſtwirt in Schwetzkau, er 
beſuchte die Präparandenanſtalt in Liſſa, das Seminar in: 
Rawitſch und war lange Zeit als Rektor der kath. Schule in 
Jarotſchin tätig, an den Arbeiten des früheren Deutſchen Oſt— 
bundes nahm er ſtets regen Anteil.) 


Bilanz am 31. Dezember 1934. 


Aktiva: Paſſiva: RM. 


2. Forderungen . .. 8519,56 Mitglieder: 
3. Beteiligungen . . . 30 000,— ausſcheidende 500, — N 
4. Effekten 100,— verbleibende 1 500,.— 2 000, — 
5. Inventar 1.— 2. geſetzl. Reſervefonds 2733,86 
6. Innere Verrechnung 3. andere Reſerven .. 29 156,25 
. RM. 5 926,76 4. Verpflichtungen ... 4544,58 
7. Bürgſchaftsſorderung 5. Siedlungshauptkonto 13 181,95 
RM 100,— 6. Innere Verrechnung N 
N RM. 5 926,76 
7. Uebernommene 
Bürgſchaft .. 100, — 
8. Gewinn 811.29 


NM. 52 427,93 RM. 52 427,93 


Gewinn: und Berluftrechnung: 


Soll: NM. Haben: RM. 
Geſchäftsunkoſten .. 656.97 Zinſen eo... 1468,26 
Gewinn . 811,29 


RM. 1 468,26 RM. 1 468,26 


f Mitgliederbewegung: 

Stand am 1. Januar 193344. 16 Mitglieder mit 19 Anteilen 

Am 31. Dezember 1934 ſchieden aus 2 Mitglieder mit 4 Anteilen 

Stand am 1. Januar 1935. 14 Mitglieder mit 15 Anteilen 
Verminderung des Geſchäftsguthabens RM. 400. . 

Verminderung der Haftſumme .. „ 1200,— 

Geſamthaftſummnne 4 500,.— 


Berlin, den 27. März 1935 
Gemeinnützige Siedlungsgenoſſenſchaft „Oſtmark“ e. G. m. b. H. 
Heupel Schröder Pfeffer sein 
Der Aufſichtsrat: Schmid Krüger Reckeweg 


Vorſtehende Bilanz nebſt Gewinn⸗ und Verluſtrechnung habe ich geprüft unb 
mit den ordnungsgemäß geführten Büchern in Uebereinſtimmung gefunden. 3% 


Berlin, den 28. April 1935 


(S.) Dr. Erwin Bechter, 
Wirtſchaftsprüfer, öffentlich beſtellter und vereidigter Bücherreviſor. 


Verkaufe ſofort BEE 


wegen Familienverhältniſſen mein ur 
gutgehendes Zimmereigeſchäft. et gg ; 
„Ditland, 


Konkurrenzlos und preiswert. Ans 
Be 


zahlung nach Vereinbarung. [3168 

Fritz Gerhardt, Platkow Poſt 

Müncheberg (Mark), Bahnſtation 
Guſow (Ditbahn). 


